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STATUT 
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Verlag  der  Israelitischen  Kultusgemeinde  in  Wien. 


Moriz  Waizaer  &  Sohn,  Wien. 


PRICAT 


I    Gebiet  der  Kultusgemeinde. 

§  1- 
Die  Wiener  israelitische  Kultusgemeinde  umfaßt  das  Gebiet 
der  politischen  Gemeinde  Wien    Der  Kultusvorstand   hat   seinen 
Sitz  in  Wien. 

§  2. 

Jeder  Israelit,  der  in  dem  Gebiete  der  politischen  Gemeinde 
Wien  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hat,  gehört  ohne  Rücksicht 
auf  seine  Heimatsberechtigung  und  Staatsbürgerschaft  der  Wiener 
Kultusgemeinde  an 

II.  Aufgabe  der  Kultusgemeinde. 

§  3. 

Aufgabe  der  Kultusgemeinde  ist,  innerhalb  der  durch  die 
Staatsgesetze  gezogenen  Grenzen  für  die  Befriedigung  der  reli- 
giösen Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder  zu  sorgen  und  die  durch 
diesen  Zweck  gebotenen  Anstalten  zu  erhalten    und   zu   fördern. 

Insbesondere  sorgt  die  Kultusgemeinde : 

a)  für  die  Errichtung,  den  Bestand  und  die  Erhaltung  goltes- 
dienstlicher  Anstalten  und  ritueller  Einrichtungen,  für  die  regel- 
mäßige Abhaltung  des  täglichen,  öffentlichen  Gottesdienstes,  für 
die  Vornahme  der  rituellen  Schlachtungen  und  das  rituelle  Bad ; 

b)  für  die  Bestellung  eines  Rabbinats-Kollegiums  (§  39)  für 
die  Anstellung  und  die  Besoldung  der  Rabbiner,  der  sonstigen 
Religionsdiener,  sowie  der  Verwaltungs-Beamten  und  Diener 
der  Gemeinde; 

c)  für  die  Erteilung  des  Religionsunterrichtes  und  für  dessen 
Beaufsichtigung  (§  52,  71 — 76); 

d)  für  den  Bestand  und  die  Erhaltung  eines  israelitischen 
Friedhofes,  für  die  immerwährende  und  unantastbare  Erhaltung 
bestandener  und  aufgelassener  israelitischer  Friedhöfe,  für  die 
dem  Ritus  entsprechende  Beerdigung  der  Verstorbenen,  unbe- 
schadet der  diesbezüglich  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften  ; 


e)  nach  Maßgabe  ihrer  Mittel  für  den  Bestand  und  die  Er- 
haltung vorhandener,  sowie  für  die  Errichtung  neuer  Anstalten 
und  Stiftungen  der  Kultusgemeinde,  welche  zu  Unterrichtszwecken, 
zur  Unterstützung  von  Armen.  Witwen  und  Waisen,  zur  Kranken- 
pflege und  Altersversorgung  und  überiiaupt  zu  gemeinnützigen 
und  humanitäreil  Zwecken  gewidmet  sind,  sowie  für  die  Wahrung 
des  rituellen  Charakters  aller  dieser  Anstalten  und  Stiftungen. 

III.  Vertretungs-  und  Verwaltungs-Organe  der  Kultusgememde. 

§  4. 

Die  Vertretungs-  und  Verwaltungs-Organe  der  Kultus- 
gemeinde sind : 

a)  der  Kultusvorstand, 

b)  das  Vertreter-Kollegium, 

c)  das  Präsidium, 

ci)  die  Bezirks-Kommissionen 

§  5. 

Der  Kultusvorstand  besteht  aus  36  Mitgliedern  welche  in 
Wien  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  haben  müssen.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Vornahme  der  Wahlen  sind  in  der 
Wahlordnung  —  Anhang  I  dieses  Statutes  —  enthalten. 

§6. 

Die  Mitglieder  des  Kultusvorstandes  werden  für  eine  vier- 
jährige Mandatsdauer  gewählt. 

Im  Falle  einer  Neuwahl  des  gesamten  Kultusvorstandes 
bleibt  bis  zu  dessen  Konstituierung  der  zur  Zeit  fungierende 
Vorstand   im  Amte. 

§  7. 

Scheidet  während  der  Wahlperiode  ein  Vorstandsmitglied 
aus,  so  tritt  der  nächste  bei  der  seinerzeitigen  Wahl  auf  der 
selben  Parteiliste  (§  22  W.  0  )  gestandene  bisher  ni^cht  gewählte 
Kandidat  an  Stelle  des  Ausgeschiedenen.  Ist  ein  solcher  Kandidat 
oder  ein  Ersatzmann  aus  der  betreffenden  Parteiliste  nicht  vor- 
handen, so  bleibt  das  Mandat  bis  zur  nächsten  Wahl  unbesetzt. 

Scheidet  jedoch  im  Laufe  einer  Wahlperiode  die  Hälfte 
der  Mitglieder  des  Kultusvorstandes  aus.  ohne  dass  durch 
Heranziehung  von  anderen  Kanditaten  oder  Ersatzmännern  die 
Ergänzung  vorgenommen  werden  kann,  so  muß  innerhalb  zweier 
Monate  die  Neuwahl  des  Gesamtvorstandes  ausgeschrieben 
werden. 

Die  Ersatzmänner  bezw.  Neugew^ählten  treten  bezüglich 
ihrer  Funktionsdauer  an  die  Stelle  derjenigen,  die  zu  ersetzen 
sie  berufen  wurden 


§8. 

Der  KiiltusVorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten, 
einen  ersten  und  einen  zweiten  Vize-Präsidenten. 

Der  Präsident  wird  für  eine  vierjährige  Funktionsdauer, 
der  erste  und  zweite  Vize-Präsident  für  eine  einjährige  Funktions- 
dauer bestellt. 

Das  Amt  des  Präsidenten  oder  Vize-Präsidenten  erlischt 
mit  dem  Ausscheiden  aus  dem  Kultusvorstande. 

§  9. 

Das  Vertreter-Kollegium  besteht  aus  dem  Präsidenten,  dem 
ersten  und  zweiten  Vize-Präsidenten  und  acht  gewählten  Ver- 
tretern. 

Die  Vertreter  werden  von  dem  Kultusvorstande  aus  dessen 
Mitte  auf  die  Dauer  eines  Jahres  gewählt. 

Das  Amt  eines  Vertreters  erlischt  mit  dem  Ausscheiden 
aus  dem  Kultusvorstande. 

§  10. 

Das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Kultusvorstandes,  des  Ver- 
treter-Kollegiums, sowie  des  Präsidiums  ist  ein  unbesoI'Jf-fHv; 
Ehrenamt. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  aller  Funktionen,  welche  den  ge- 
nannten Personen  im  Sinne  dieses  Statutes,  der  Wahlordnung 
und  des  Kultussteuer-Regulativs  übertragen  werden. 

§  n. 

Ein  Mitglied  des  Kultusvorstandes  wird  seines  Amtes  ver- 
lustig, wenn  ein  Umstand  eintritt  oder  bekannt  wird,  welcher 
ursprünglich  dessen  Wählbarkeit  gehindert  hätte. 

Verfällt  ein  Mitglied  des  Kultusvorstandes  in  eine  Untersuchung 
wegen  einer  der  im  §  13  der  Gem.-W.-O.  für  die  Stadt  Wien 
Gesetz  vom  12.  März  1919,  L.  G.  u.  V.  Bl.  Nr.  38,  genannten  strafbaren 
Handlungen  oder  wird  über  sein  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet, 
so  kann  derselbe  für  die  Dauer  des  Strafverfahrens,  beziehungs- 
weise der  Konkursverhandlung,  sein  Amt  nicht  ausüben. 

K  ul  tus  vorstan  d. 

§  12. 

Der  Kultusvorstand  ist  das  oberste  Organ  der  Kultusgemeinde. 
Sein  Wirkungskreis  umfaßt  die  gesamte  Verwaltung  der  Kultus- 
und  Vermögens-Angelegeiiheiten  der  Kultusgemeinde,  unbeschadet 
des  dem  Vertreter-Kollegium,  dem  Präsidium  und  den  Bezirks- 
Kommissionen  in  den  §§  20—30  zugewiesenen  Wirkunkskreises. 

Es  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß  in  allen  religiösen  und 
rituellen  Fragen,  sowie  bezüglich  des  Lehrprogrammes  und  über- 
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haupt  in  den  prinzipielLMi  Fragen  des  Religionsunterrichtes,  mit 
dem  Rabbinate  nacli  MaLi^^^be  des  demselben  zustehenden  Wir- 
kungskreises das  Einvernehmen  zu  pflegen  ist  (§§  37,  72). 

§  13. 

Zum  Wirkungskreise  des  Kultusvorstandes  gehören  insbe- 
sondere folgende  Angelegenheiten : 

0)  Die  Beratung  und  BeschluBfassung  in  allen  Kultus-An- 
gelegenheiten; die  Sorge  für  die  Errichtung,  den  Bestand  und 
die  Erhaltung  der  gottesdienstlichen  und  rituellen  Anstalten  und 
Einrichtungen,  die  Bestimmung  über  die  Art  und  Weise  der  Be- 
nützung derselben,  die  Erlassung  diesbezüglicher  Hausordnungen, 
Instruktionen,  Direktiven  u.  dgl.;  die  Entscheidung  über  die  Er- 
richtung, Verlegung  oder  Aufhebung  von  üemeinde-Bethäusern ;  die 
Bestellung  und  Auflösung  von  Bethausvorständen  der  Gemeinde- 
BetluHuser;  die  Erlassung  von  Instruktionen  für  diese  Bethaus- 
vorstände; die  Ernennung  und  Abberufung  ihrer  Mitglieder  (§  87  ; 
Bildung  der  Bezirks-Kommissionen  (§  30  des  Statutes),  Zuweisung 
von  Agenden  an  dieselben,  Erlassung  einer  Geschäftsordnung 
für  die   Bezirks-Kommissionen : 

b)  die  Sorge  für  die  Erteilung  des  Religionsunterrichtes; 
die  Beaufsichtigung  desselben,  die  Festsetzung  der  Lehrpläne 
und  Instruktionen,  die  Aufsicht  über  konfessionelle  Anstalten, 
Vereine  und  Stiftungen,  unbeschadet  der  diesfalls  geltenden 
Gesetze  und  Vorschriften ;  die  Zustimmung  zur  Errichtung  und 
die  Beaufsichtigung  der  Vereins-  und  Privat-Bethäuser,  sowie  der 
Zusammenkünfte  zu  gottesdienstlichen  oder  rituellen  Uebungen 
und  die  Entziehung  der  diesbezüglichen  Zustimmung; 

c)  Entscheidungen  in  Wahl-Angelegenheiten  (  §7  Abs.  2,  §  17 
W.-O),  Anordnungen  der  Wahlen  in  den  Vorstand  (§  8  ib.),  Mit- 
wirkung der  Bestimmung  der  Vorstands-Kanditaten  für  die  engere 
Wahl  (§  15,  letzter  Abs.  ib.),  Agnoszierung  der  gewählten  Vor- 
standsmitglieder (§  17  ib.),  Annullierung  der  Vostandsmandate 
(§  1 1  des  Statutes),  Vornahme  der  Wahl  des  Präsidiums,  sowie 
der  Mitglieder  des  Vertreter-Kollegiums  (§  9),  Bestellung  von 
Kommissionen  und  Wahl  der  Mitglieder  derselben;  Erlassung 
der  Geschäftsordnung  für  den  Vorstand,  das  Vertreter-Kollegium 
und  die  Kommissionen ; 

flf)  die  Gebarung  mit  dem  Kultusgemeinde- Vermögen ; 
Erwerbung,  Verpfändung  oder  Veräußerung  von  Stamm-  oder 
unbeweglichen  Vermögen  der  Kultusgemeinde ;  Prüfung  und 
Genehmigung  des  Jahresvoranschlages,  sowie  Prüfung  und  Er- 
ledigung des  jährlichen  Rechnungsabschlusses; 

e)  die  Feststellung  der  Beiträge  der  Kultusgemeinde-Ange- 
hörigen für  das  Jahreserfordernis  laut  Voranschlag,  die  Bestimmung 
der  Kultussteuersätze  und  die  Festsetzung  des  Maximums  der 
Beitragsleistung  innerhalb  der  statutenmäßig  festgesetzten  Grenze 


(§  96),  Berufung  von  Vertrauensmännern  für  die  Repartition  der 
Kultussteuer  (§§  1 — 4  des  Kultussteuer-Regulativs),  die  Bestimmung 
der  zu  bildenden  Kultussteuer-Bezirke  (§  6  ib.).  die  Entsendung 
der  Vorstandsmitglieder  in  die  Schätzungs-Koinmission  (§  7  ib.), 
die  Erledigung  der  Beschwerden  gegen  die  Vorschreibung  der 
Kultussteuer  (§  14  ib.) ; 

f)  die  Bewilligung  zu  einer  jeden  nicht  präliminierten  Aus- 
lage oder  zur  Verwendung  etwa  vorkommender  Einnahms-Ueber- 
schüsse ;  die  Bewilligung  zu  Bauten;  die  Bewilligung  zur  Kontra- 
hierung einer  schwebenden  Schuld,  sowie  zur  Aufnahme  eines 
die  Gemeinde  dauernd  belastenden  Darlehens;  die  Bewilligung 
zur  Führung  von  Rechtsstreiten,  zur  Eingehung  von  Verträgen 
und  Vergleichen  für  die  Kultusgemeinde ; 

g)  die  Ueberwachung  der  Geschäftsführung  im  allgemeinen  ; 
insbesondere  die  Kontrolle  der  Kassagebarung  und  Buchführung, 
die  Ueberwachung  der  Verwaltung  der  Anstalten,  Stiftungen 
und  Fonde  der  Kultusgemeinde,  die  Erlassung  von  Instruktionen 
und  Direktiven  für  diese  Verwaltung,  unbeschadet  der  diesfalls 
bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften ; 

//)  die  Anstellung,  Quieszierung,  Pensionierung  und  Entlassung 
der  Rabbiner,  der  sonstigen  Religionsdiener  und  der  Verwaltungs- 
Beamten  der  Kultusgemeinde;  die  Festsetzung  der  Bezüge  aller 
Angestellten ; 

/)  die  Erlassung  von  Instruktionen  an  die  Rabbiner,  an  die 
sonstigen  Religionsdiener  und  an  sämtliche  Verwaltungs-Beamte 
und  -Diener  der  Kultusgemeinde; 

k)  die  Disziplinar-Behandlung  der  Rabbiner  (§§  42  und  47); 

l)  die  Entscheidung  über  Beschwerden  und  Berufungen 
gegen  die  Verfügungen  des  Präsidiums  und  des  Vertreter- 
Kollegiums,  insbesondere  auch  gegen  Disziplinar- Erkenntnisse 
und  Verfügung  des  letzteren  (§  66) ; 

m)  die  Austragung  der  dem  Kultusgemeinde-Verbande 
entstehender  Streitigkeiten,  die  Entscheidung  über  die  Berech- 
tigung zur  Anrufung  einer  schiedsrichtlichen  Judikatur  (§§  98,  99, 
unbeschadet  des  Rechtszuges  an  die  Staatsbehörde,  die  Er- 
nennung der  ständigen  Schiedsgerichts-Obmänner,  die  Wahl 
von  Schiedsrichtern  im  einzelnen  Streitfall,  erforderlichen  Falles 
die  Erlassung   einer   Geschäftsordnung   für   das   Schiedsgericht ; 

n)  die  Beschlußfassung  über  Aenderung  des  Statutes,  der 
Wahlordnung,  des  Kultussteuer-Regulativs  und  des  Ta.x-  und 
Gebühren-Tarifes; 

o)  die  freiwillige  Auflösung  des  gesamten  Kultusvorstandes 
und  Anordnung  der  vollständigen  Neuwahl  desselben. 

§  14. 

Der  Kultusvorstand  kann  im  Wege  der  Geschäftsordnung 
oder  mittels  besonderer   Beschlüsse,   vorbehaltlich   des   Rechtes 
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jederzeitiges  Widerrufes,  Angelegenheiten  seines  Wirkungs- 
i<reises  dem  Präsidium,  dem  Vertreter-Kollegium  oder  aus  seiner 
Mitte  zu  wählenden  Kommissionen  zur  endgültigen  Erledigung 
übertragen. 

Von  einer  solchen  Uebertragung  sind  jedoch  nachstehende 
Angelegenheiten  ausgenommen : 

a)  die  Aenderung  der  Kultusordnung  in  den  Gotteshäusern, 
die  Entscheidung  über  die  Errichtung,  Verlegung  oder  Aufhebung 
von  gottesdienstlichen  und  rituellen  Anstalten  der  Gemeinde, 
die  [Bestellung  und  Auflösung  von  Betliausvorständen  der  Ge- 
meinde-Bethäuser; die  Errichtung,  Aufhebung  und  eventuelle 
Subventionierung  von  Vereins-  und  Privat-Bethäusern;  die  Bildung 
der  Bezirks-Kommissionen,  die  Zuweisung  von  Agenden  an  die- 
selben und  die  Erlassung  einer  Geschäftsordnung  für  dieselben 
(§§  13  lit.  b.  a); 

b)  die  Festsetzung  der  Lehrplane  für  den  Religionsunter- 
richt (§  13  lit.  b); 

c)  die  im  §  13,  lit.  c)  angeführten  Angelegenheiten; 

d)  die  Erwerbung,  Verpfändung  und  Veräusserung  von 
unbeweglichem  Gemeindevermögen  ;  die  Prüfung  und  Genehmigung 
des  Jahresvoranschlages,  sowie  die  Prüfung  und  Erledigung  des 
jährlichen  Rechnungsabschlusses  (§13  lit.  d); 

e)  die  im  §13,  lit.  e)  angeführten  Angelegenheiten; 

/)  die  Beschlusfassung  über  jede  nicht  präliminierte  Aus- 
gabe, welche  den  Betrag  von  K  10.000  übersteigt  und  die  Auf- 
nahme von  Darlehen  (§  13,  lit.  f); 

g)  die  Anstellung  der  Gemeinde-Rabbiner  und  die  Ernennung 
der  Oberbeamten,  die  Diziplinar-Behandlung  derselben,  sowie 
deren  Quiezierung,  Pensionierung  und  Entlassung; 

h)  die  im  §  13,  lit.  1),  m),  n)  und  o)  angeführten  An- 
gelegenheiten. 

§  15. 

Sitzungen  des  Vorstandes  haben  nach  Erfordernis,  in  der 
Regel  jedoch  einmal  in  jedem  Monate  und  überdies  immer  dann 
stattzufinden,  wenn  mindestens  sechs  Mitglieder  des  Kultus- 
vorstandes unter  Angabe  des  Gegenstandes  es  verlangen.  Die 
Einberufung  zu  einer  Vorstandssitzung  erfolgt  durch  den 
Präsidenten. 

Jede  Vorstandssitzung,  welche  nicht  in  dieser  Weise  ein- 
berufen wird,  und  zu  welcher  nicht  alle  Vorstandsmitglieder  ein- 
geladen werden,  ist  ungesetzlich,  und  sind  die  in  derselben 
gefaßten  Beschlüsse   ungültig. 

Der  Kultusvorstand  ist  beschlußfähig,  wenn  mindestens 
16  Mitglieder,  darunter  ein  Mitglied  des  Präsidiums  als  Vor- 
sitzender, anwesend  sind. 


Beschlüsse  werden  mittels  absoluter  Stimmenmehrheit  der 
Anwesenden  gefaßt.  Bei  Stimmengleichheit  dirimiert  der  Vor- 
sitzende. 

§  16. 

Die  Sitzungen  des  Vorstandes  sindje  nach  der  Beschaffenheit 
der  Gegenstände  öffentlich  oder  vertraulich  ;  die  Bestimmungen 
hierüber  enthält  die  Geschäftsordnung.  Die  Beschlußfassung  über 
des  Jahresvoranschlag,  den  Rechnungsabschluß  über  Aenderungen 
des  Statutes,  der  Wahlordnung,  der  Kultussteuer-Regnlativs  und 
des  Tax-  und  Gebühren-Tarifs  hat  jedenfalls  in  öffendlicher 
Sitzung  zu  erfolgen.  * 

lieber  jede  Sitzung  des  Vorstandes  wird  ein  Protogoll  ge- 
führt. Dasselbe  ist  in  einer  der  nächsten  Sitzungen  zn  verifizieren 
und  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Sekretär  der  Gemeinde  zu 
fertigen  (§  65). 

Es  steht  jedem  Vorstandsmitgliede  frei,  in  die  Sitzungs- 
Protokolle  des  Vorstandes  Einsicht  zu   nehmen. 

§  17. 

Zur  Beschlußfassung  über  nachstehende  Angelegenheiten 
ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  22  Vorstandsmitgliedern, 
darunter  einem  Mitgliede  des  Präsidiums  und  die  Zustimmung 
von  mindestens  achzehn  der  Anwesenden   erforderlich: 

a)  Aenderungen  ger  Kultusordnung  in  den  Gotteshäusern 
der  Kultusgemeinde:  Errichtung,  Verlegung  oder  Aufhebung 
von  Gemeinde-Bethäusern;  Aufhebung  von  Vereins-  und  Privat- 
Bethäusern ; 

b)  Erwerbung,  Verpfändung  nnd  Veräußerung  von  un- 
beweglichem Gemeindevermögen  und  Aufnahme  eines  die 
Gemeinde  dauernd  belastenden   Darlehens; 

c)  Ausführung  von  Bauten,  welche  einen  Kostenbetrag  von 
K  50.000.—  übersteigen; 

d)  generelle  Erhöhung  der  Kuliussteuersätze  (§  96,  Abs  3 
und  4) ; 

e)  Anstellung  von  Gemeinde-Rabbinern ;  Quieszierung, 
Pensionierung  und  Entlassung  derselben  außer  den  Fällen  der 
Disziplinar-Behandlung ; 

/)  Aenderungen  des  Statutes  und  der  Wahlordnung. 

Sollte  eine  zum  Zwecke  der  Verhandlung  über  einen  der 
obigen  Gegenstände  (lit.  a — /)  angeordnete  Vorstaudssitzung 
nicht  beschlußfähig  seiu.  so  ist  innerhalb  vier  Wochen  eine 
neuerliche  Vorstandsitzung  mit  derselben  Tagesordnung  einzu- 
berufen. Bleibt  auch  diese  beschlußunfähig,  so  ist  eine  dritte 
Vorstandssitzung  mit  derselben  Tagesordnung  einzuberufen,  welche 
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^5  yorstandsmilgliedern  und  die  7""^'^'*'-'"''^-"  >'«n  mindestens 
20  der  Anwesenden  erfordtrlicl,       ^"'""""""g  von   mindesiens 

Auch    bei    der   Bpir-iiini« 
-a'  'ie.  Vorsitzende  das"ächr'f„i;';;,i,,';:;-„"--    Oe.enst.nd 

Jo.se„S'i.t^ar'sS.l^l'rS^t?i  -'^"^  '"  ^rei  aufeinander 

eräclli'e?''?""  "-^^  A,,tweibe ,? Vi'  n  ihrh'    "^t."^"'   *^''"   der 
eraclitet,  als  ausgelrelen  angeselien.  h.nre.chend    begründet 

Vertreter-Kollegiun,. 
§  20. 
Das  Vertreter-Kollegium    !»(   r- 

n?;  w"*?^  verantwoS.    '   ""   '""'   Amtsführung   dem 
Der  Wirkimgskreis  des  Vertreter  Kn„.  ■ 

-^  K^utge^mtd:-^-  -^  -"-Ä^^teTr  Oiener 

der  f^^^^^X^^^^^  bei   Ourchführung 

verwalteten  AnstalteS,  Itift.e^'ünf VTn'Se;    """   "^^  """  "^ 


d 

e)  die  unmittelbare  Verwaltung  des  Vermögens,  sowie  der 
Anstalten  und  Fonde  der  Kultusgemeinde,  dann  der  Stiftungen, 
insoferne  der  Stiftbrief  nichts  anderes  verfügt,  im  Sinne  der 
Beschlüsse  nnd  Anordnungen  des  Kultusvorstandes  und  innerhalb 
der    jeweilig    statutenmäßig    beschlossenen    Jahresvoranschläge ; 

/)  die  Vorberatung  und  Antragstellung  in  jenen  Angelegen- 
heiten, welche  der  Beschlußfassung  des  Kultusvorstandes  zu 
unterziehen  sind  und  hinsichtlich  deren  Behandlung  der  Kultus- 
vorstand nichts  anderes  verfügt  hat: 

g)  die  Einhebung  der  vorgeschriebenen  Kultussteuer  und 
die  Veranlassung  der  zwangsweisen  Eintreibung  der  Rück- 
stände ; 

/?j  die  Vorbereitung  der  Diziplinar-Behandlung  von  Rabbinern 
und  in  dem  Falle,  als  eine  Diziplinar-Verhandlung  für  zulässig 
erachtet  werden  sollte,  die  diesfällige  Antragstellung  an  den 
Kultusvorstand  (§  42,  Abs.  3  und  §  47,  Abs.  4);  die  Suspen- 
dierung des  Rabbiners  bis  zur  definitiven  Erledigung  der 
Diziplinar-Sache  (j?  42,  Abs.  '2  und  §  47,  Abs.  4)  und  die  Suspen- 
dierung von  dem  Amte  als  Gemeinde- Rabbiner  in  dem  Falle 
des  §  48 ; 

/)  die  Ausübung  der  Diziplinar-Gevvalt  über  die  Beamten 
und  Diener  der  Kultusgemeinde  mit  Vorbehalt  der  Berufung 
gegen  das  Erkenntnis  an  den  Kultusvorstand ; 

k)  die  Entlassung  von  zeitweilig  oder  provisorisch  an- 
gestellten Beamten:  die  Anstellunc^.  Pt-nsioiiieruiu'  uml  Fnfla^'^nng 
von  Dienern ; 

/)  die  Bewilligung  von  ünadengaben,  Unterstützungen  und 
Aushilfen  bis  zum  Belaufe  von  K  400. —  ein  für  allemal  inner- 
halb des  Jahresvoranschlages ; 

m)  die  Bewilligung  von  nicht  präliminierten  Ausgaben  bis 
K  2000 —  gegen  nacliträgliche  Genehmignng  des  Kultus- 
vorstandes,    welche   in   dessen    nächster  Sitzung  einzuholen  ist; 

n)  die  Beschlußfassung  in  unaufschiebbaren  Fällen  unter 
nachträglicher  Genehmigung  des  Kultusvorstandes,  welche  in 
dessen  nächster  Sitzung  einzuholen  ist ; 

o)  die  Erledigung  der  Angelegenheiten,  welche  dem  Vertreter- 
Kollegium  vom  Ivultusvorstande  übertragen  werden  (§  14) 

§  21. 

Die  Sitzungen  des  Vertreter-Kollegiums  sind  nicht  öffent- 
lich. Dieselben  finden  über  Einberufung  des  Präsidenten  der 
Kultusgemeinde  statt. 

Das  Vertreter-Kollegium  ist  beschlußfähig  bei  Anwesenheit 
von  mindestens  fünf  Vertretern,  darunter  einem  Mitgliede  des 
Präsidiums  als  Vorsitzenden. 
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Bescliliisse  des  Vertreter-Kollegiums  werden  —  den  Fall 
des  §  42,  Abs.  2  ausgenoniinen  mittelst  absoluter  Stimmen- 
mehrheit der  Anwesenden  gefaßt;  der  Vorsitzende  hat  jederzeit 
mitzustimmen.  Im  Falle  der  Stimmenglei':hheit  wird  die  Stimme 
des  Vorsitzenden  doppelt  gezählt. 

§  22. 

Ueber  jede  Sitzung  des  Vertreter-Kollegiums  wird  ein  Pro- 
tokoll geführt.  Dasselbe  ist  in  einer  der  nächsten  Sitzungen  zu 
verifizieren  und  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  ProtokMlIfühier 
zu  fertigen. 

Es  steht  jedem  Voistandsmitgliede  frei,  in  die  Sitzungs- 
protokolle des  Vertreter-Kollegiums  Einsicht  zu  nehmen. 

c)  Präsidium. 

§  '^3. 

Der  Präsident  vertritt  die  Kultusgemeinde  nach  außen. 

§  24. 

Der  Präsident  führt  die  Oberleitung  der  Gemeindeverwaltung 
(§§  61  und  65)  und  hat  die  Ausführimg  der  Beschlüsse  des 
Kultusvorstandes  und  des  Vertreter-Kollegiums  anzuordnen  und 
zu  überwachen. 

§25. 

Der  Präsident  setzt  den  Termin  und  die  Tagesordnung  der 
Sitzungen  des  Kultusvorstandes  und  des  Vertreter-Kollegiums 
fest,  ladet  die  Mitglieder  zu  denselben  ein  und  führt  den  Vorsitz. 
Der  Präsident  übt  sein  Stimmrecht  aus  nach  Maßgabe  der 
§§  15,  17,  21,  42,  Abs.  8  und  §  47,  Abs.  4,  sowie  bei  allen  vom 
Kultusvorstande  vorzunehmenden  Wahlen. 

Ist  der  Präsident  der  Ansicht,  daß  ein  Beschluß  des  Ver- 
treter-Kollegiums dessen  Wirkungskreis  überschreitet  oder  gegen 
die  bestehenden  Gesetze  oder  gegen  Beschlüsse  des  Kultus- 
vorstandes verstößt,  so  hat  er  die  Entscheidung  des  Kultus- 
vorstandes einzuholen. 

Der  Präsident  ist  verpflichtet,  die  Ausführung  des  von  ihm 
als  gesetzwidrig  befundenen  Beschlusses  des  Kultusvorstandes 
unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  die  Statthalterei  behufs 
weiterer  Anordnung  zu  sistieren:  erkennt  der  Präsident  den  ge- 
faßten Beschluß  als  einen  den  Interessen  der  Kultusgemeinde 
in  hohem  Grade  abträglichen  an,  so  steht  ihm  das  Recht  zu, 
die  Ausführung  dieses  Beschlusses  zu  sistieren  ;  er  ist  jedoch  ver- 
pflichtet, denselben  Gegenstand  in  der  nächsten,  binnen  längstens 
acht  Tagen  anzuberaumenden  Sitzung   des  Kultusvorstandes  auf 
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die    Tagesordnung    zu    setzen    und    bei  Wiederholung    des  Be- 
schlusses, denselben  auszuführen. 

§  26. 

Den  Wirkungskreis  des  Präsidenten  bei  den  zur  Repartition 
der  Kultussteuer  berufenen  Kultussteuer-Bezirks-Kollegien  und 
der  Schätzungs-Kommission  bestimmt  das  Kultussteuer-Regulativ. 
Der  Präsident  hat  die  ordnungsmäßige  Einberufung  und  die 
entsprechende    Funktionierung   dieser   Kollegien    zu  überwachen. 

Den  Wirkungskreis  des  Präsidenten  bei  der  Durchführung 
der  Wahlen  der  Vertretungs-  und  Verwaltungs-Organe  der  Kultus- 
gemeinde  bestimmt  die  Wahlordnung. 

§  '^7. 

Schriftliche  Ausfertigungen  der  KuUusgemeinde  bedürfen 
zu  ihrer  Gültigkeit  der  Unterschrift  des  Präsidenten  und  des 
Sekretärs  der  Gemeinde. 

Urkunden,  durch  welche  Verbindlichkeiten  gegen  dritte 
Personen  begründet  werden  sollen,  müssen  behufs  ihrer  Rechts- 
wirksamkeit vom  Präsidenten,  einem  Mitgliede  des  Vertreter- 
Kollegiums  und  dem  Sekretär  unterfertigt  sein.  Betrifft  die  Ur- 
kunde eine  der  in  den  §§  13  und  17  bezeichneten  Angelegen- 
heiten, so  muß  überdies  der  betreffende  Vorstandsbeschluß  in 
der  Urkunde  ersichtlich  gemacht  sein. 

§  28. 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Präsidenten  stehen  alle 
seine  Befugnisse  dem  ersten  Vize-Präsidenten  und  falls  auch 
dieser  verhindert  ist,  dem  zweiten  Vize-Präsidenten  zu. 

§29. 

Der  Präsident  und  die  Vize-Präsidenten  sind  für  ihre  Amts- 
führung dem  Kultusvorstande  verantwortlich. 

d)  Bezirks-Kommissionen. 

§  30. 

Aus  den  Vertrauensmännern  (§2  des  Kultussteuer-Regulativs) 
werden  Bezirks-Kommissionen  gebildet.  Dieselben  haben  auf  Grund 
einer  vom  Kultusvorstande  zu  erlassenden  Geschäftsordnung 
Angelegenheiten  ihres  Wahlbezirkes  zu  beraten  und  diesfalls 
Anträge  an  den  Kultusvorstand  zu  stellen.  Auch  haben  sie  über 
ihre  Wahrnehmungen  mindestens  dreimal  im  Jahre  an  den 
Kultusvorstand  Bericht  zu  erstatten. 

Den  Bezirks- Kommissionen  können  Angelegenheiten  der  im 
Wahlbezirke  gelegenen  Gemeinde-Bethäuser,   sowie  das  Armen- 


Schul-  und  Leichen-Wesen  des  betreffenden  Wahlbezirkes  auf 
Grund  und  nach  Maßgabe  der  Beschlüsse  des  Kultusvorstandes, 
zugewiesen  werden. 

IV    Religionsdiener. 
§  ai. 

Religionsdiener  der  Kultusgemeinde  sind: 

a)  die  Rabbiner,  sowie  deren  Stellvertreter; 

b)  die  Prediger  und  Religionslehrer; 

c)  die  Vorbeter  (Kantoren) ; 

d)  die  Schächter,  Aiifsichts-Organe  und  sonstigen  Kultus- 
Funktionäre. 

§  32. 

Als  Religionsdiener  können  nur  österreichische  Staatsbürger 
angestellt  werden,  deren  Verhalten  in  sittlicher  und  staatsbürger- 
licher Hinsicht  vorwurfsfrei  ist. 

Für  ihre  Anstellung  sind,  insoweit  der  mit  ihnen  abzu- 
schließende Dienstvertrag  nichts  anderes  enthält,  die  nach- 
folgenden Bestimmungen  maßgebend. 

a)  Rabbiner  und    deren  Stellvertreter. 

§  33. 

Gemeinde-Rabbiner  sind  die  vom  Kultusvorstande  als  solche 
bestellten  Rabbiner. 

Der  Vorstand  ist  berechtigt,  aus  der  Mitte  der  Gemeinde- 
Rabbiner  einer  Ober-Rabbiner  zu  ernennen. 

§  34. 

Die  vom  Kultusvorstande  zu  ernennenden  Gemeinde-Rabbiner 
müssen  sich  über  Universitätsstudien  und  hinsichtlich  ihrer  theo- 
logischen Befähigung  entweder  durch  das  Zeugnis  eines  Rabbiner- 
seminars oder  durch  eine,  von  einer  anerkannten  rabbinischen 
Autorrtät  ausgestellten  Hathara  Horaah  (venia  docendi)  ausweisen. 

Von  dem  Nachweise  der  Universitätsstudien  und  von  der 
Beibringung  sonstiger  wissenschaftlicher  Zeugnisse  kann  ein 
Kandidat  nur  dann  vom  Vorstande  dispensiert  werden,  wenn 
er  in  einer  größeren  Gemeinde  bereits  fungiert  hat  oder  ein 
Mann  von  wissenschaftlicher  Bedeutung  ist. 

§  35. 

Die  Anstellung  der  Gemeinde-Rabbiner  erfolgt  durch  den 
Kultusvorstand   nach  Anhörung   von  Vertrauensmännern,   welche 
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von  demselben  aus  der  Mitte  der  Gemeinde  mit  tunlichster 
Rüci<sichtnalime  auf  die  den  verschiedenen  rituellen  Richtungen 
angehörigen  Bethausvereine  hiezu  berufen  werden. 

Die  Anzahl  der  berufenen  Vertrauensmänner  muß  min- 
destens die  doppelte  Zahl  der  zur  Zeit  fungierenden  Mitglieder 
des  Vorstandes  betragen. 

§  36. 

Die  für  das  Amt  eines  Gemeinde-Rabbiners  in  Aussicht 
genommene  Person  ist  der  Statthalterei  vom  Vorstande  namhaft 
zu  machen. 

Der  Statthalterei  steht  das  Recht  zu,  binnen  30  Tagen 
nach  erhaltener  Anzeige  gegen  die  Bestellung  unter  Angabe  der 
Gründe  (§  11  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57) 
Einsprache  zu  erheben. 

Die  Anstellung  winl  cim  nacii  Ablauf  dieser  Frist  vorge- 
nommen, wenn  innerhalb  derselben  eine  solche  Einsprache  nicht 
erhoben  wurde. 

Die  vollzogene  Anstellung  ist  durch  Anschlag  in  den 
öffentlichen  Bethäusern  der  Kultusgemeinde  zu  verlautbaren. 

§  37. 

Der  Rabbiner  hat  im  allgemeinen  folgende  Rechte  und 
Pflichten  : 

a)  das  Halten  von  Predigten  und  sonstigen  religiösen  Vor- 
trägen;  die  Entscheidung  in  den  während  des  Gottesdienstes 
sich  etwa  ergebenden  rituellen  und  liturgischen  Fragen ;  die  Er- 
stattung oder  Begutachtung  von  Vorschlägen  inbetreff  des 
Gottesdienstes  und  die  Beantwortung  aller  auf  die  Ritualien 
überhaupt  bezughabenden  Anfragen; 

b)  die  Vornahme  von  Aufgeboten,  Trauungen  und  Ver- 
söhnungs-Versuchen (§§  126—133  a.  b.  G.-B); 

c)  die  Mitwirkung  bei  der  Bestimmung  des  Lehrprogrammes 
für  den  Religionsunterricht  (§72);  die  Erteilung  des  Religions- 
unterrichtesund die  Teilnahme  an  der  Beaufsichtigung  desselben, 
insoweit  ihm  solche  Agenden  vom  Kultusvorstande  zugewiesen 
werden ;  die  Erstattung  von  Gutachten  über  die  Befähigung  der 
Religionslehrer,  die  Bekanntgabe  seiner  Wahrnehmungen  hin- 
sichtlich des  Religionsunterrichtes  und  die  Stellung  von  Anträgen 
an  den  Vorstand ; 

d)  die  Beaufsichtigung  der  Kultus-  und  rituellen  Anstalten, 
die  Bekanntgabe  seiner  Wahrnehmungen  und  die  Stellung  von 
Anträgen  an  den  Vorstand,  die  Beaufsiclitigung  der  Schächter, 
Maschgichim  etc. 

e)  die  Vornahme  aller  rabbinischen  Funktionen,  welche  ihm 
vom  Kultusvorstande  zugewiesen  werden. 


Es  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß  in  allen  religiösen 
und  rituellen  Fragen,  sowie  in  den  prinzipiellen  Fragen  des 
Religionsunterrichtes,  die  mit  der  Vorberatung  betraute  Körper- 
schaft (Vertreter-Kollegium  oder  Kommission)  mit  dem  Kabbinate 
das  Einvernehmen  zu  pflegen  hat,  und  dass  in  dem  Falle,  als 
eine  Einigung  mit  dem  Rabbinate  nicht  erzielt  worden  ist,  oder 
in  dem  Falle,  als  der  Kultusvorstand  dem  einvernehmlich  er- 
zielten Antrage  nicht  zustimmen  sollte,  vor  endgültiger  Beschluss- 
fassung das  Rabbinat  den  Sitzungen  des  Kultusvorstandes  mit 
beratender  Stimme  beizuziehen  ist.   (§  12,  Abs.  2.) 

Die  Vertretung  des  Rabbinats  geschieht  in  diesen,  wie  in 
allen  anderen  Fällen  durch  den  Ober-Rabbiner,  unter  allfälligem 
nach  dem  Ermessen  des  Kultusvorstandes  zu  erfolgender  Bei- 
ziehung anderer  Gemeinde-F^abbiner. 

§  38. 

Die  Abgrenzung  der  Kompetenz  der  Gemeinde-Rabbiner 
untereinander  wird  durch  den  Kultusvorstand  bestimmt  und  den 
Angehörigen  der  Kultusgemeinde  mittels  Anschlages  in  den 
Gemeinde-Bethäusern  bekanntgegeben. 

Die  Rabbiner  haben  die  Grenzen  ihrer  Kompetenz  genau 
einzuhalten,  unbeschadet  der  Rechtswirksamkeit  der  von  ihnen 
vorgenommenen  Funktionen  (§  17  des  Gesetzes  vom  2\.  März 
1890  R.  G.  Bl.  Nr.  57). 

§  39. 

Ehetrennungen  (Gittin)  und  Chalizot  können  nur  durch  das 
Rabbinats-Kollegium  (Beth-din)  vorgenommen  werden.  Die  im 
Sinne  der  Bestimmungen  des  §  133  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  dem  zuständigen  Rabbiner  zustehende  Ingerenz  in 
Ehetrennungs-Angelegenheiten  wird  hiedurch  nicht  berührt. 

Dem  Rabbinats-Kollegiums  obliegt  ferner  die  Ueberwachung 
der  rituellen  Anstalten  und  Institutionen  (rituelles  Bad,  rituelle 
Schachtung)  und  der  bei  denselben  in  Verwendung  stehenden 
Religionsdiener. 

Die  Mitglieder  des  Rabbinats-Kollegiums  und  der  ständig 
fungierende  Obmann  und  Obmann-Stellvertreter  dieses  Kollegiums 
werden  vom  Kultusvorstande  ernannt. 

Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Rabbinats-Kollegiums  zu  be- 
stimmen, ist  dem  Kultusvorstande  nach  seinem  freien  Ermessen 
überlassen. 

§  40. 

Die  Anstellung  der  Gemeinde-Rabbiner  ist  sofort  oder  nach 
Ablauf  eines  Provisoriums  von  längstens  drei  Jahren  eine  dauernde, 
unbeschadet  des  der  Staatsbehörde  nach  Massgabe  des  §  31  des 
Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  vorbehaltenen 
Enthebungsrechtes. 


§  41. 

Ein  Gemeinde-Rabbiner  i<ann  bei  eintretenden  zeitweiligen 
oder  dauernden  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechen,  welche 
die  Führung  seines  Amtes  beeinträchtigen  oder  unmöglich  machen, 
auch  gegen  seinen  Willen  über  einen  diesfälligen  Antrag  des 
Vertreter-Kollegiums  von  dem  Kultusvorstande  in  den  zeitlichen 
oder  dauernden  Ruhestand  versetzt  werden. 

§42. 

Ein  Gemeinde-Rabbiner  kann  von  dem  Kultusvorstande  auch 
außer  den  in  §  31  des  Gesetzes  vom  21.  März  189<>,  R.  Q  Bl. 
Nr.  67,  bezeichneten  Fällen,  von  seinem  Dienste  suspendiert  oder 
entlassen  werden,  wenn  er  wesentliche  Amtsobliegenheiten  nach 
vorausgegangener,  wiederholter  schriftlicher  Ermahnimg  andauerd 
und  ungerechtfertigt  vernachlässigt,  wenn  er  die  Grenzen  seiner 
Kompetenz  überschreitet,  wenn  er  durch  seine  Haltung  das 
religiöse  Gewissen  der  Gemeinde  auf  eine,  sein  Verhältnis  zu 
derselben  beeinträchtigende  Weise  beleidigt,  wenn  er  die  Ehre 
und  Würde  des  Standes  verletzt,  wenn  er  seinen  Berufspflichten 
zuwiderhandelt,  oder  wenn  sich  Umstände  ergeben,  welche 
seine  Hrnennung  ausgeschlossen  hätten. 

Die  Vorerhebungen  in  allen  diesen  Fällen  sind  vom  Vertreter- 
Kollegium  zu  führen,  welches  auch  während  deren  Dauer  zu 
jeder  Zeit,  jedoch  nur  mit  einhelligem  Votum,  berechtigt  ist, 
den  Rabbiner  bis  zur  definitiven  Erledigung  des  anhängigen 
Disziplinar-Verfahrens  zu  suspendieren. 

Ueber  dem  mit  absoluter  Mehrheit  zu  fassenden  Antrag  des 
Vertreter-Kollegiums  auf  Disziplinar-Behandlung  sind  von  dem 
Präsidenten  der  Kultusgemeinde  die  sämtlichen  Mitglieder  des 
Kultusvorstandes  zur  Verhandlung  mit  dem  Bemerken  einzuladen, 
daß  diejenigen,  welche  ohne  vom  Kultusvorstande  als  genügend 
zu  erachtende  Entschuldigung  der  Einladung  nicht  Folge  leisten, 
ihresMandates  als  A\itglieder  des  Kullusvorstandes  verlustig  werden. 

Die  Verhandlung  ist  nicht  öffentlich. 

Der  Rabbiner  ist  berechtigt,  drei  Vertrauensmänner  aus 
den  Mitgliedern  der  Gemeinde  namhaft  zu  machen,  welche 
der  Verhandlung  mit  beratender  und  beschließender  Stimme 
beizuziehen  sind. 

Dem  Rabbiner  muß  gestattet  werden,  sich  persönlich  gegen 
die  wider  ihn  vorgebrachten  Anschuldigungen  vor  dem  Kultus- 
vorstande zu  rechtfertigen.  Er  darf  bei  der  Verhandlung,  jedoch 
nicht  bei  der  Beratung  und  Abstimmung  gegenwärtig  sein. 

Der  Beschluß  gegen  den  Rabbiner  kann  auf  zeitweilige 
Einstellung  seiner  Funktionen  (Suspension)  in  der  Dauer  von 
höchstens  sechs  Monaten  ohne  oder  mit  Einstellung  der  Bezüge 
oder  auf  Entlassung  geschöpft  werden. 

Der  Ausspruch  auf  Suspension  oder  Entlassung  erfolgt 
durch  absolute  Mehrheit  der  anwesenden  Vorstandsmitglieder  und 
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Vertrauensmänner,  und  sind,  falls  mehr  als  zwei  verschiedene 
Meinungen  bestehen,  die  dem  Rabbiner  nachteilii^stfn  Stimmen 
den  zunächst  minder  nachteiligen  insolange  hinzuzuzählen,  bis 
sich  eine  absolute  Mehrheit  ergibt.  Bei  Stimmengleichheit  dirimiert 
der  Vorsitzende. 

Die  ausgesprochene  Entlassung  ist  durch  Anschlag  in  den 
Gemeinde-Bethäusern  zu  verlautbaren  und  der  Statthalterei  an- 
zuzeigen. 

Eine  Berufung  gegen  die  Entscjieidung  des  Kultus  Vor- 
standes ist  nicht  statthaft. 

§  43. 

Im  Falle  der  Erledigung  der  Stelle  eines  Rabbiners  ist  hie- 
von  sofort  die  Anzeige  an  die  Statthalterei  zu  erstatten,  unter 
gleichzeitiger  Namhaftmachung  jeuer  F^erson,  welche  zur  Ver- 
sehung der  Rabbinats-Funktionen  für  die  Dauer  der  Erledigung 
bestellt  wurde. 

Wird  gegen  die  Stellvertretung  von  der  Staats-Behörde 
binnen  30  Tagen  nach  erhaltener  Anzeige  eine  Einsprache  unter 
Angabe  der  Gründe  (§  1 1  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890,  \l.  G.  Bl. 
Nr.  57)  nicht  erhoben,  so  ist  der  Stellvertreter  des  Rabbiners  in 
das  Amt  einzuführen  und  dessen  Bestellung  durch  Anschlag  in 
den  öffentlichen  Bethäusern  der  Kultusgenieinde  zu  verlautbaren. 

Die  voranstellenden  Bestimmungen  über  die  Stellvertretung 
finden  auch  dann  Anwendung,  wenn  ein  Stellvertreter  für  einen 
in  der  Ausübung  seines  Amtes  verhinderten  Rabbiner  bestellt 
werden  soll. 

§  44. 

Als  Gemeinde-Rabbiner  werden  behufs  Vornahme  von  Trau- 
ungen vom  Kultusvorstande  unter  möglichster  Berücksichtigung 
der  verschiedenen,  in  der  Gemeinde  üblichen  Ritualformen  auch 
Rabbiner  von  Vereinen  bestellt. 

Wenn  der  Kultusvorstand,  abgesehen  von  dem  Falle  des 
§45  die  Bestellung  eines  Bethausvereins-Rabbiners  ablehnt,  kann 
von  dem  Beteiligten  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes 
(§§  98  und  99)  angerufen  werden. 

§  45. 

Die  Rabbiner  der  Bethausvereine,  welche  als  Gemeinde- 
Rabbiner  bestellt  werden,  haben  die  durch  das  Gesetz  vom 
21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57  und  die  bezügliche  Ausführungs- 
Verordnung  des  Kultus-Ministeriums  vom  27.  Dezember  1891, 
Z.  17.164,  L.  G.  Bl.  Nr.  4.  geforderten  Nachweise  zu  erbringen 
oder  deren  Dispens  von  diesen  Nachweisen  bei  dem  Kultus- 
minister zu  erwirken. 

Auch  haben  dieselben  jedenfalls  die  erlangte  Hatharat 
Horaah  auszuweisen. 
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§  46. 

Für  diese  Rabbiner  gelten  bezüglich  der  Anzeige  an  die 
Behörde,  des  der  Behörde  zustehenden  Einspruchrechtes,  ihrer 
Bestellung  und  der  diesfalls  erforderlichen  Kundmachung  die  Be- 
stimmungen des  §  36. 

§  47. 

Die  Kompetenz  dieser  Gemeinde-Rabbiner  (§  44)  bezüglich 
des  ihnen  eingeräumten  Rechtes  zur  Vornahme  von  Trauungen 
wird  vom  Kultusvorstande  festgesetzt,  in  den  ihnen  von  dem- 
selben auszufolgenden  Dekreten  bekanntgegeben  und  sohin  ver- 
lautbart. 

Sie  haben  die  Grenzen  ihrer  Kompetenz  genau  einzuhalten, 
unbeschadet  der  Rechtwirksamkeit  der  von  ihnen  vorgenommen 
Funktionen  (^  17  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl. 
Nr.  57). 

Im  Falle  der  Ueberschreitung  ihrer  Kompetenz,  sowie  über- 
haubt  in  den  Fällen  des  §  42,  Absatz  1,  ist  der  Kultusvorstand 
berechtigt,  sie  von  ihrem  Amte  als  Gemeinde-Rabbiner,  jedoch 
auf  nicht  länger  als  auf  ein  Jahr  zu  suspendieren  oder  sie  dieses 
Amtes  für  immer  zu  entsetzen. 

Im  übrigen  haben  bezüglich  des  hiebci  zu  beobachtenden 
Verfahrens  die  Bestimmungen  des  §  42,  Absatz  2  bis  inkl.  10, 
mit  der  Maligabe  Anwendung  zu  finden,  daß  die  Vorstände 
jener  Bethausvereine,  welchen  der  betreffende  Rabbiner  angehört, 
den  zu  pflegenden  Vorerhebungen  beizuziehen,  eventuell  zur 
Erstattung  einer  schriflichen  Aeuberung  aufzufordern  sind. 

§  48. 

In  dem  Falle,  als  ein  zum  Gemeinde-Rabbiner  bestellter 
Vereins-Rabbiner  seine  Stelle  bei  einem  der  Belhausvereine, 
welchen  er  angehört,  aufgibt,  oder  derselben  aus  was  immer  für 
einem  Grunde  verlustig  wird,  ist  von  diesem  Bethausvereine 
unverzüglich  die   Anzeige   an   den   Kuliusvorstand   zu   erstatten. 

Das  Vertreter-Kollegium  kann  in  diesen  Fällen  auch  ohne 
vorausgehende  Verhandlung  diesen  Rabbiner  sofort  von  dem 
Amte  als  Gemeinde-Rabbiner  suspendieren  und  der  Vorstand 
denselben  über  Antrag  des  Vertreter-Kollegiums  dieses  Amtes 
entheben. 

§  49. 

Die  Suspension,  Amtsentsetzung  oder  Enthebung  eines 
Vereins-Rabbiners  von  dem  Amte  eines  Gemeinde-Rabbiners  ist 
durch  Anschlag  in  den  Bethäusern  der  Kultusgemeinde,  sowie 
der  Bethausvereine,  welchen  der  betreffende  Rabbiner  angehört, 
zu  verlautbaren  und  der  Statthalterei  anzuzeigen. 
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§  50 
Das  priviitrcclitlicht'  Verhältnis  tjer  vcTfiiih-i<anniii«-[  j^i-^i'u- 
iiber  den  Bethausvereinen,  von  welchen  sie  angestellt  sind,  wird 
durch    ihre    Bestelliin«:;    zu    (jeineiiuk-Rabbinern    nicht    berührt 
Auch  haben  sie   keinerlei    Gehalls-    dcki    f\iisi<msaiispr(iche    an 
die  Kultusgemeinde. 

b)  F^  r  e  d  i  g  e  r,  FH*  I  i  g  i  o  n  s  I  e  h  r  e  r  ii  n  d  S  c  li  ii  I- 
F  n  s  p  e  I(  t  o  r  e  n. 

§  51. 

Der  Kultusvorstand  ist  berecUtigt,  zur  Vornahme  aller  den 
Rabbinern  zustehenden  Funktionen,  mit  Ausschluß  derjenigen, 
welche  staatsbürgerliche  Rechtswirkungen  nach  sich  ziehen  (§  17 
des  Gesetzes  vom  21.  März  1890.  R.  G.  Bl.  Nr.  57),  Prediger 
anzustellen. 

Für  deren  Bestellung  ist  zunächst  der  mit  ihnen  abzu- 
schließende Dienstvertrag  maßgebend. 

Im  übrigen  haben  rücksichtlich  ihrer  Bestellung,  Dienst- 
leistung, Enthebung,  Quieszierung.  Diziplinar-Behandlung  und 
Entlassung  die  in  den  §§  35,  37,  H8,  41,  67—69  getroffenen 
Bestimmungen  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

§  52. 

Die  mit  der  Erteilung  des  öffentlichen  Religionsunterrichtes 
zu  betrauenden  Religionslehrer  haben  sich  mit  einem  ihnen  vom 
Kultusvorstande  erteilten  Befähigungszeugnis  für  dieses  Lehramt 
auszuweisen. 

Diese  Religionslehrer  werden  vom  Staate,  vom  Lande  oder 
von  der  politischen  Gemeinde  nach  Einvernehmen  des  Kultus- 
vorstandes bestellt. 

Insoweit  die  gesetzlichen  Voraussetzung  für  eine  derartige 
Bestellung  nicht  vorhanden  sind,  hat  der  Kultusvorstand  für 
einen  ausreichenden  Religionsunterricht  durch  Bestellung  von 
Religionslehrern  Vorsorge  zu  treffen. 

§  53. 

Hinsichtlich  der  Bestellung  der  Religionslehrer,  ihrer  Be- 
fähigung zum  Religionsunterrichte,  ihrer  Rechte  und  Pflichten 
sind  die  für  öffentliche  Lehrer  überhaupt  und  speziell  für 
Religionslehrer  geltenden  allgemeinen  gesetzlichen  uud  die  vom 
Kultusvorstande  zu  erlassenen  Bestimmungen   maßgebend. 

Das  Vertreter-Kollegium,  beziehungsweise  der  Kultusvorstand 
ist  berechtigt,  in  den  Fällen  des  §  42,  Absatz  1.  und  §  62  dem 
Religionslehrer  nach  vorhergegangenen  Diziplinar-Verhaiidlung 
die  Befähigung  zur  Erteilung  des  Religionsunterrichtes  im 
Geltungsgebiete  dieses  Statutes  zu   entziehen 
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Für  die  Vorerhebung,  die  Verliandlung  und  das  zu  schöpfende 
Erkenntnis  haben  die  Bestimmungen  der  §  67  und  68  Anwen- 
dung zu  finden,  mit  der  MaL^gabe,  daß,  wenn  und  insoweit  der 
betreffende  Religionslehrer  nicht  vom  Kultusvorstande  bestelJt 
wurde,  das  Vertreter-Kollegium,  beziehungsweise  der  Kultus- 
vorstand  an  Stelle  der  Suspension  oder  Dienstentlassung  die 
zeitweilige  oder  gänzliche  Entziehung  der  Befähigung  zur 
Erteilung  des  Religionsunterrichtes  im  Geltungsgebiete  dieses 
Statutes  auszusprechen  und  hievon  die  Anzeige  an  die  kom- 
petente Behörde  zu  erstatten  hat. 

§  54. 

Die  im  §  52,  Abs  1,  enthaltenen  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  Religionslehrer,  sowie  die  Bestimmungen  des  §  42,  Abs.  I, 
und  §§  62,  67-69  haben  auch  auf  die  vom  Kultusvorstande  zu 
bestellenden  Schul-lnspekioren  für  den  Religionsunterricht  (§  76) 
sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

c)  V  0  r  b  e  t  e  r  (Kantoren). 

§  ^5. 

Der  Kultusvorstand  ernennt  Vorbeter  (Kantoren). 

Als  Vorbeter  (Kantoren)  können  nur  solche  Personen  an- 
gestellt werden,  welche  die  Eignung  zu  ihrem  Berufe  durch 
öffentliche  Zeugnisse  oder  durch  ihre,  in  anderen  Kultusgemeinden 

geleisteten  Dienste  oder  durch  Prohfvortrri'M-  dartun. 

§  56. 

Der  Wirkungskreis  der  Vorbeter  (Kantoren)  besteht  im  Ver- 
sehen des  öffentlichen  Gottesdienstes  in  den  Gemeinde-Bethäusern 
in  Gemäßheit  der  in  denselben  eingeführten  Gottesdiensordnung. 
in  der  Mitwirkung  bei  den  in  und  außer  den  Bethäuser  üblichen 
religiösen  Funktionen  und  in  der  Erfüllimg  der  ihnen  laut  Dienst- 
Instruktion  zugewiesenen  Obliegenheiten. 

Hinsichtlich  ihrer  Bestellung,  ihrer  Rechte  und  Pflichten, 
ihrer  Pensionierung,  Quieszierung,  Enthebung  und  Entlassung, 
sowie  hinsichtlich  ihrer  disziplinaren  Behandlung  haben  die  für 
Religionsdiener  geltenden  Bestimmungen  (§  62,  67—69)  An- 
wendung zu  finden. 

d)    Aufsichts-Organe    (Maschgichim),    Schächter 
und  sonstige   Kultus-Funktionäre. 

§  57. 

Die  Bestellung  der  Aufsichts-Organe  (Maschgichim), 
Schächter  und  sonstigen  Kuhus-Funktionäre  erfolgt  durch  Be- 
schluß des  Kultusvorstandes  (^  13,  lit.  h)  nach  vorheriger  Ein- 
holung des    schriftlichen    Gutachtens  des   Rabbinats-Kollegiums. 
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Die  Bestellung  ist  entweder  eine  provisorische  oder  eine 
dauernde. 

Die  näheren  Bestimmungen  sind  in  dem  Dienstvertragc, 
beziehungsweise  dem  Anstelhmgsdekrete  und  in  den  vom  Kultus- 
vorstande zu  erlassenden  Instruktionen  enthalten. 

§   58. 

DieMaschgichim  sind  Hilfs-Organe  desRabbinats-Kollegiums 
und  werden  mit  der  immittelbaren  Beaufsichtigung  der  von  der 
(jemeinde  erhaltenen  rituellen  Anstalt  betraut. 

Als  Aufsichts-Organ  kann  nur  ein  verläUlicher  Mann  ange- 
stellt werden,  welchem  die  einschlägigen  rituellen  Vorschriften 
genau  bekannt   sind. 

§   59. 

Als  Schächter  können  von  dem  Kultusvorstande  nur  solche 
Personen  angestellt  werden,  deren  Befähigung  durch  das 
Rabbinats-Kollegium  anerkannt    wird. 

§   60. 

Alle  im  §  57  angeführten  Kultus-Funktionäre  unterstehen  in 
ritueller  Beziehung  der  Aufsicht  des  Rabbinats-Kollegiums,  welches 
seine  Wahrnehmungen  und  eventuellen  Anträge  dem  Vorstande 
schriftlich  bekanntzugeben  hat. 

V.  Verwaltungs-Beamte  und  Diener. 

§   61. 

Der  Verwaltungsdienst  der  Kultusgemeinde  und  ihrer 
Anstalten  wird  unter  der  Oberleitung  des  Präsidenten  durch  die 
Beamten  und  Diener  der  Gemeinde  besorgt 

Die  Anstellung  derselben  ist  entweder  eine  provisorische 
oder  eine  definitive. 

Den  Beamten  und  Dienern  gebühren  die  mit  der  Stelle 
normalmäßig  verbundenen  oder  für  den  einzelnen  Fall  von  dem 
Kultusvorstande  bestimmten    Bezüge. 

§  62. 

Die  Angestellten  der  Kultusgemeinde  haben  im  allgemeinen 
die  mit  der  Stelle,  welche  sie  bekleiden,  verbundenen  Geschäfte 
zu  besorgen  und  die  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen, 
die  einschlägigen  Vorschriften  und  die  von  dem  Kultusvorstande 
und  von  ihren  Amtsvorgesetzten  erteilten  Anordnungen  genau 
und  gewissenhaft  zu  befolgen. 

Die  Angestellten  der  Kultusgemeinde  haben  alles  zu  unter- 
lassen, was  die  Achtung  vor  dem  Stande,  welchem  sie  angehören, 
und  das  Vertrauen,  welches  ihr  Beruf  erfordert,  zu  vermindern 
geeignet  wäre. 
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Die  weiteren  Bestimmungen  über  die  Art  ihrer  Bestellung, 
ihrer  Rechte  und  Pflichten,  sowie  die  Festsetzung  ihres  Wirkungs- 
kreises werden  vom  ivultusvorstande  mittels  Regulativs,  Dienst- 
pragmatig,  allenfalls  auch  in  besonderen  Anstellungs-Verträgen, 
festgesetzt. 

§   63. 
Die  Anstellung  der  Beamten  erfolgt  durch  den  Kultusvorstand, 
die  Anstellung  der  Diener  durch  das  Vertreter-Kollegium. 

§   64. 
Als  Beamte  oder  Diener  der  Gemeinde  oder  der  Gemeinde- 
Anstalten    können    nur    österreichische     Staatsbürger     angestellt 
werden,  deren  Verhalten  in  sittlicher  und  staatsbürgerlicher  Hin- 
sicht vorwurfsfrei    ist. 

An  die  Spitze  des  Beamtenkörpers  wird  zur  Leitung  und 
Ueberwachung  desselben  ein  Sekretär  gestellt. 

Der  Sekretär,  eventuell  in  seiner  Verhinderung  derjenige 
Beamte,  welcher  zeitweilig  mit  seiner  Stellvertretung  betraut  ist, 
empfängt  von  dem  Präsidenten  alle  .Anordnungen  und  ist  für 
deren  Ausführungen,  sowie  für  die  statutenmäßige  Durchführung 
der  Agenden  dem  Kultusvorstande  verantwortlich. 

Von  dem  Sekretär,  eventuell  in  seiner  Verhinder'ung  von 
seinem  Stellvertreter,  sind  die  Plenarsitzungs-Protokolle  des  Vor- 
standes, sowie  sämtliche  schriftlichen  Ausfertigungen  der  Kultus- 
gemeinde mitzufertigen.  (§§  16  und   27). 

VI.  Versoryungsgenüsse  der  Angestellten  der  Kultusgemeinde. 

§  66. 
Sämtliche  Angestellte  der  Kultusgemeinde,  mit  Ausnahme 
der  in  die  Kategorie  der  provisorischen  Diener  gehörenden 
Bediensteten,  haben  gegenüber  der  Kultusgemeinde  von  dem  Zeit- 
punkte ihrer,  wenn  auch  provisorischen  Anstellung  angefangen 
—  unbeschadet  bereits  erworbener  oder  etwa  in  Hinkunft  zuzu- 
gestehender weitergehender  Rechte  —  Anspruch  auf  Invaliden- 
und  Alterspensionen,  sowie  auf  Pensionen  zugunsten  ihrer  Hin- 
terbliebenen im  Umfange  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
16.  Dezember  1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  1,  ex  11K)7.  eventuell  etwaiger 
anderer  an  Stelle  dieses  Gesetzes  tretender  gesetzlicher  Be- 
stimmungen. 

VII.  Gemeinsame  Bestimmungen   für   Religionsdiener  -    mit   Aus- 
schluß der  Rabbiner  —  und  für   Verwaltungsbeamte   und    Diener 
der  Kultusgemeinde. 

§   67. 
Die  Diziplinar-Veihandlung,  sowie  die  Schöpfung  des  Dis- 
ziplinar-Erkenntnisses  gegen  die  im  Kapitel  IV  sub  b),  c),  und  d) 
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bezeichneten  Religionsdienei,  >uv\ie  gegen  Verwaltung^-i)c.imic 
und  -Diener,  welche  ihre  Pflichten  verletzen,  steht  in  allen  Falleji 
dem  Vertreter-Kollegium  zu.  Dasselbe  kann  mit  der  Führung  der 
Untersuchung   eines  seiner  Mitglieder  betrauen. 

Gegen  das  Disziplinar-Erkenntnis  des  Vertreter-Kollegiums 
steht  dem  Beschuldigten  das  Recht  zu,  binnen  11  Tagen  nach 
erfolgter  mündlicher  Verkündigung  die  Berufung  an  den  Kultus- 
vorstand zu  ergreifen,  welcher  hierüber  endgiltig  entscheidet. 

Der  Angeschuldigte  ist  berechtigt,  in  der  Verhandlung,  aber 
nicht  während  der  Beratung  und  Abstimmung,  vor  dem  Vertreter- 
Kollegium,  beziehungsweise  vor  dem  Vorstande  persönlich  zu 
erscheinen  und  alle  zu  seiner  Verteidigung  dienenden  Umstände 
geltend  zu  machen. 

Die  Disziplinarstrafen  sind,  soferiie  bezüglich  einzelner  Kate- 
gorien von  Reiigionsdienern  nichts  anderes  bestimmt  ist  (§  53): 
a)  der  Verweis ; 
ö)  Gehalts-  und  Lohnabzüge; 

c)  strafweise  Versetzung  auf  einen  anderen  Dienstposten 
ohne  oder  mit  Verminderung  der  Bezüge ; 

d)  Suspension  vom  Dienste  auf  die  Dauer  von  nicht  über 
sechs  Monaten  ohne  oder  mit  Einstellung  der  Bezüge; 

c)  Dienstentlassung. 

Welche  von  diesen  Disziplinarstrafen  in  dem  einzelnen  Falle 
zu  verhängen  ist,  wird  nach  dem  Grade  der  dem  Beschuldigten 
zur  Last  fallenden  Pfiichtverletzuug  unter  gerechter  und  billiger 
Erwägung  aller  Umstände  beurteilt.  In  den  Fällen  c),  d)  und  e) 
ist  das  verurteilende  Erkenntnis  auch  dann,  wenn  keine  Berufung 
dagegen  4irgriffen  wurde,  dem  Vorstande  mitzuteilen. 

§  69. 

Religionsdiener,  sowie  auch  Verwaltungsbeamte  und -Diener, 
welche  amtlich  aufgefordert  wurden,  den  Dienst  anzutreten,  können, 
wenn  sie  ohne  genügende  Rechtfertigung  dieser  Aufforderung 
nicht  Folge  leisten  ohne  Disziplinar-Verfahren  von  dem  Vertreter- 
Kollegium  entlassen  werden. 

Für  eine  bestimmte  Zeit  oder  provisorisch  angestellte  Be- 
amte und  Diener  können  von  dem  Vertreter-Kollegium,  im  ersteren 
Falle  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit,  im  letzteren  Fall  gegen 
sechswöchentliche  Kündigung  entlassen   werden. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  der  Vorstand  von  der  getroffenen 
Verfügung  in  Kenntnis  zu   setzen. 

VIJL  Rechte  und  Pflichten   der  Angehörigen   der  Kultusgemeinde 

§   70. 
Den  Angehörigen  der.  Kultusgemeinde  stehen  nachstehende 
Rechte  zu : 
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a)  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  bei  den  Wahlen  in 
den  Kultusvorstand  ncich  Maßgabe  dieses  Statutes  und  der  Wahl- 
ordnung ; 

b)  das  Recht,  in  den  Voranschlag  und  den  Rechnungs- 
abschluß der  Kultusgeineinde  Einsicht  zu  nehmen  und  hierüber 
Erinnerungen  an  den  Vorstand  zu  richten  (i;§  91   und    i*2) ; 

c)  das  Recht  der  Teilnahme  an  den  Anstalten  und  Einrich- 
tungen der  Kultusgemeiude  nach  Maßgabe  der  von  der  Kultus- 
gemeinde-Verwaltung getroffenen  Bestimmungen. 

§  n. 
Dagegen  sind  die  Angehörigen  der  Kultusgemeinde  ver- 
pflichtet, die  ihnen  nach  Vorschrift  des  Statutes,  des  Kultus- 
steuer-Regulativs und  der  Gebühren-  und  Tax-Bestimmungen 
auferlegten  Kultussteuern  und  Abgaben  pünktlich  und  in  den 
festgesetzten  Fristen  zu  entrichten. 

IX.  Reliyionsunterricht. 

§   72. 
Die  Art  der  Besorgung,  Leitung  und   unmittelbaren    Beauf- 
sichtigung des  Rdigionsunterrichtes  wird,  unbeschadet    der    den 
Staatsbehörden    nach    den    jeweiligen    gesetzlichen    Vorschriften 
zustehenden  Ingerenz,  von  dem  Kultusvorstande  festgesetzt. 

§  73. 
Der  Lehrplan  und  die  Instruktion  für  den  Religionsunterricht 
werden,  unbeschadet  der  von  den  Schulbehörden  im  Sinne  der 
jeweiligen  gesetzlichen  Vorschriften  getroffenen  Anordnungen,  von 
dem  Kultusvorstande  nach  Einvernehmung  des  Rabbinates  fest- 
gesetzt. Gegenstände  des  Religionsunterrichtes  sind : 

1.  Bibel  im    H.tt'xt, 

2.  Liturgii 

3.  Glaubens-   uiul  Sittenlehre. 

4.  jüdische  Geschichte. 

§  74. 
Die  Kosten  des  Religionsunterrichtes  werden,  insoferne  sie 
nicht  dem   Staate,    dem    Lande   oder   der   politischen   Gemeinde 
obliegen,  durch  die  Kultusgemeinde  bestritten. 

^  75. 
Der    Kultusvorstand    errichtet   je   nach    dem    vorhandenen 
Bedürfnisse  hebräische  Sprach-  und   Bibelschulen. 

§   76. 
Zur  unmittelbaren  Beaufsichtigung  des  Religionsunterrichtes 
bestellt  der  Kultusvorstand  Schul-Inspektoren  (§  54),  welche  zu- 
mindest die    Qualifikation    von   Religionslehrern   haben   müssen. 
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§  77. 

Periodische  Beaufsichtigun};  des  Religionsunterrichtes  übt 
der  Kultusvorstand  durch  die  von  ihm  hiezu  delegierten  Mit- 
glieder des  Vorstandes  und  des  Rabbinats,  welche  ihre  hiebei 
gemachten  Wahrnehmungen  zur  Kenntnis  des  Vorstandes  zu 
bringen   haben. 

X.  Konfessionelle  Anstalten,  die  nicht  von  der  Kultusgemeinde 
selbst  erhalten  werden:  konfessionelle  Stiftungen  und  Vereine; 
Bethäuser  der  Gemeinde;  Vereins-  und  Privat-Bethäuser  und 
Zusamment<ünfte    zu    gottesdienstüclien    oder   rituellen   Zwecken. 

§  78. 

Die  für  israelitische  Kultuszwecke  bestimmten,  nicht  von 
der  Kultusgemeinde  selbst  erhaltenen  Anstalten,  dann  die  solche 
Zwecke  verfolgenden  Vereine,  sowie  die  nicht  von  der  Kultus- 
gemeinde selbst  unmittelbar  verwalteten  Stiftungen  konfessioneller 
Natur  stehen  —  unbeschadet  der  in  den  Gesetzen  begründeten 
staatlichen  Einflußnahme  —  unter  Aufsicht  der  Kultusgemeinde. 
Diese  Aufsicht  wird  durch  den  Kultusvorstand  selbst  oder  durch 
die  von  ihm  dazu  berufemen  Organe  ausgeübt; 

§  79. 

Die  Kultusgemeinde  erhält  die  bestehenden  Bethäuser  der 
Gemeinde,  und  zwar: 

im  I.  Bezirke,  Seitenstettengasse  4, 

„  II.        „        Tempelgasse  3  und  5, 

„       XV.        „         Turnergasse  22, 
„      XVI.        „        Hubergasse  8, 
„    XVIll.       „        Schopenhauerstraße   39, 
„     XXI.     .  „        Holzmeistergasse  12. 
Ueber  die  Errichtung  neuer  Bethäuser,  ferner  über  die  all- 
fällige   Verlegung   oder    Aufhebung   bestehender    Bethäuser   der 
Kultusgemeinde  entscheidet  der  Kultusvorstand. 

§  80. 

Die  Errichtung  und  der  Bestand  von  Vereins-  und  Privat- 
Bethäusern,  sowie  die  Veranstaltung  von  Zusammenkünften  zu 
gottesdienstlichen  oder  rituellen  Uebungen  ist  von  der  Zustimmung 
des  Kultusvorstandes  abhängig,  dessen  Aufsicht  sie  auch  unter- 
stehen. 

§  81. 

Der  Kultusvorstand  kann  die  Zustimmung  zur  Errichtung 
von  Vereins-  und  Privat-Bethäusern  erteilen,  wenn  ein  dies- 
bezügliches Ansuchen  gestellt  und    in   diesen    bescheinigt   wird: 
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a)  daß  ein  religiöses  und  lokales  Bedürfnis  dafür  vorhanden, 

b)  daß  die  Errichtung  und  der  Bestand  des  Privat-Bethauses 
gesichert  ist, 

c)  daß  die  für  das  Bethaus  gewählten  Lokalitäten  weder 
an  sich  selbst  noch  durch  ihre  Nachbarschaft  Aergernis  erregen. 

Die  unter  a)  und  c)  angegebenen  Erfordernisse  sind  auch 
für  die  Bewilligung  zur  Veranstaltung  von  vorübergehenden  Zu- 
sammenkünften zu  gottesdienstlichen  oder  rituellen  Uebungen 
maßgebend.  Die  erteilte  Bewilligung  kann  bei  Wegfall  oder 
Nichterfüllung  der  angegebenen  Erfordernisse  nach  Anhörung 
des  Vorstandes  des  betreffenden  Vereins-  oder  Privat-Bethauses 
oder  der  betreffenden  Vereinigung  vom  Kullusvorstaiide  wider- 
rufen werden.  (§  17,  lit.  a.) 

§  82. 

Die  Zustimmung  zur  Errichtung  und  zum  Bestände  von 
Vereins-  und  Privat- l')ethäusern  ist  von  dem  Vorstande  jedenfalls 
dann  zu  erteilen,  wenn  mindestens  hundert  Kultussteuer  zahlende 
Angehörige  der  Kultusgemeinde,  die  sämtlich  in  demselben  Stadt- 
bezirke wohnen,  die  Errichtung  oder  den  Bestand  solcher  Bet- 
häuser aus  rituellen  Rücksichten  oder  wegen  zu  großer  Ent- 
fernung von  den  bestehenden  Hethäusern  verlangen  und  wenn 
die  Bedingungen  des  §  81,  lit.  a)—c)  vorhanden  sind. 

§  83. 

Der  Kultusvorstaiid  ist  berechtigt,  nach  seinem  Ermessen 
zur  Errichtung  und  zum  Bestände  von  Vereins-  und  Privat- 
Bethäusern,  sowie  zur  Veranstaltung  von  Zusammenkünften  zu 
gottesdienstlichen  oder  rituellen  Uebungen  Subventionen  zu 
erteilen. 

Im  übrigen  sind  die  Kosten  von  den  Interessenten  selbst 
zu  tragen. 

^   vS4. 

Vereins-  und  Privat-Bethäuser,  sowie  Zusammenkünfte  zu 
gottesdienstlichen  oder  rituellen  Uebungen  unterstehen  der 
Aufsicht  des  Kultusvorstandes. 

Für  Vereins-  und  Privat-Bethäuser  ist  eine  Bethausordnung, 
welche  die  Gebetordnung  nicht  in  sich  schließen  muß,  zu  ver- 
fassen und  eine  Bethausverwaltung  zu  bestellen. 

Die  Beihausordnung  und  Bethausverwaltung  unterliegen 
der  Bestätigung  durch  den  Kultusvorstand. 

Die  Bestätigung  eines  Bethausvorstehers  darf  vom  Kultus- 
vorstande dann  nicht  versagt  werden,  wenn  der  Gewählte  ohne 
daß  er  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  besitzen  muß,  sonst 
alle  Erfordernisse  für  die  Wählbarkeit  in  den  Kultusvorstand  hat. 

In  ritueller  Beziehung  ist  von  dem  Kultusvorstande  bezüg- 
lich der  Zustimmung  zur  Errichtung  oder  zum  Bestände  von 
Vereins-    und    Privat-Bethäusern    oder    zur    Veranstaltung    von 
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Ziisanimenkiinften  zu  p;oltes(liensllichen  oder  rituellen  üebunj^en, 
ferner  bezüj^iich  der  Aufsicht,  das  liinveiiielunen  mit  dem  Rabbi- 
nate  zu  pflegen.  (§  12,  Abs.  2.) 

§  85. 

Häusliche  Reiigionsübun^en  werden  durch  die  obigen 
Bestimmungen  nicht  berührt. 

§  86. 

Die  freie  Betätigung  der  religiösen  üeberzeugung,  insbe- 
sondere auch  in  ritueller  He/Jehung,  darf  nicht  behindert  werden 
(4?  25  des  Ges.  vom  21.  März  1890,  R.  (j.  Jil.  57j. 

§  87. 
Die  Rechtsverhältnisse  der  türkischen  Israeliten  (Sephardim) 
in  Wien  werden  sowohl  der  israelitischen  Kultusgemeinde  in 
Wien  als  auch  Dritten  gegenüber  durch  das  im  Anhange  iV  des 
Statutes  angefügte,  von  der  Staatsbehöide  genehmigte,  einen 
integrierenden  Bestandteil  dieses  Statutes  bildende  Regulativ 
geregelt. 

XI.  Bethausvorstände. 

§  88. 

Der  Kultusvorstand  bestellt  für  die  Gemeinde-Bethäuser 
Bethausvorstände.  Jedem  der  Bethausvorstände  (Vorstands- 
Kollegien)  werden  ein  oder  mehrere  Bethäuser  zugewiesen. 

Die  Mitgheder  der  Bethausvorstände  müssen  Angehörige 
der  Kultusgemeinde  und  in  ihrem  Verhalten  in  sittlicher  und 
staatsbürgerlicher  Hinsicht  vorwurfsfrei  sein. 

Ihre  Bestellung  erfolgt  nach  Anhörung  von  Vertrauens- 
männern, welche  der  Kultusvorstaiid  aus  der  Mitte  der  ständigen 
Besucher  der  betreffenden  Bethäuser  beruft.  Es  können  auch 
Mitglieder  des  Kultusvorstandes  zu  Bethausvorstehern  ernannt 
werden 

Die  Bestellung  der  Bethausvorstände  (Vorstands-Kollegien 
oder  ihrer  einzelnen  Mitglieder  kann  von  dem  Kultusvorstande 
jederzeit  widerrufen  werden. 

Bezüglich  der  Konstituierung,  der  Functionen,  der  Rechte 
und  Pflichten  der  Bethausvorstände  werden  die  Bestimmungen 
durch  die  von  dem  Kultusvorstande  zu  erlassenden  Regulative 
getroffen. 

Solche  Regulative  können  von  dem  Kultusvorstande  nach 
Anhörung  der  betreffenden  Bethausvorstände  jederzeit  abgeändert 
werden. 

Dem  Ermessen  des  Kultusvorstandes  bleibt  es  überlassen, 
die  Besorgung  einzelner  ihm  obliegender  Geschäfte,  z.  B.  des 
Armen-  und  Leichen-Wesens  u.  dgl.,  dem  einen  oder  anderen 
Bethausvorstande  für  einen  bestimmten  Sprengel  auf  Widerruf 
zuzuweisen. 
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XII.   Haushalt  der  Kultusgemeinde,   Verwaltungen   der  Stiftungen 

und  Fonde. 

§  89. 

Das  gesamte  bewegliche  und  unbewegliche  Eigentum  der 
Gemeinde  und  ihre  sämtlichen  Gerechtsame,  sowie  die  ihr  zur 
Verwaltung  überlassenen  Stiftungen  und  Fonde  sind  mit  gewissen- 
hafter Obsorge  zu  verwalten  und  in  ordnungsmäßiger  Evidenz 
zu  halten.  Das  Vermögen  der  Stiftungen  und  Fonde,  sowie  der 
in  Verwaltung  der  Kultusgemeinde  stehenden  Widmungen  ist 
von  dem  sonstigen  Vermögen  der  Kultusgemeinde  gesondert  zu 
verwalten  und  auszuweisen. 

Auch  die  Fonde  und  Widmungen  sind  für  diejenigen 
Zwecke,  zu  welchen  dieselben  bestimmt  sind,  dauernd  intakt  zu 
erhalten  und  dürfen  daher  niemals  ihren  Zwecken  entfremdet 
werden. 

§  90. 

Das  Veiwaltungsjahr  beginnt  mit  1.  Jänner  und  endet  mit 
31.  Dezember  eines  jeden  Jahres. 


Der  Kultusvorstand  hat  alljährlich  auf  Grund  der  vom  Ver- 
treter-Kollegium vorzulegenden  Voranschläge,  die  Voranschläge  der 
Einnahmen  imd  Ausgaben  der  Kultusgemeinde,  sowie  sämtlicher 
unter  der  Verwaltung  der  Kultusgemeinde  stehender  Fonde  und 
Anstalten  in  allen  Einnahms-  und  Ausgabsposten  zu  prüfen  und 
für  das  nächstfolgende  Verwaltungsjahr  festzustellen. 

Diese  Festsetzung  hat  in  der  Regel  spätestens  einen  Monat 
vor  Beginn  des  Jahres,  für  welches  dieselbe  zu  gelten  hat,  durch 
den  Kultusvorstand  in  öffentlicher  Sitzung  zu  erfolgen. 

Der  vom  Kultusvorstande  festgesetzte  V'oranschlag  ist  durch 
14  Tage  zur  Einsicht  der  Gemeindemitgiieder  aufzulegen  und  ist 
dies  in  der  „Wiener  Zeitung'^  zu  verlautbaren. 

Die  Gemeindemitglieder  sind  berechtigt.^  innerhalb  uicsci 
Frist  Erinnerungen  bezüglich  des  Voranschlages  bei  dem  Kultus- 
vorstande schriftlich  zu  überreichen,  welcher  dieselben  in  Er- 
wägung zu  ziehen  hat. 

§  92. 

Der  Kultusvorstand  prüft  und  erledigt  alljährlich  die  Rech- 
nungsabschlüsse über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kultus- 
gemeinde und  sämtlicher  unter  Gemeindeverwaltung  stehender 
Fonde  und  Anstalten.  Das  Vertreter-Kollegium  hat  diese  Rech- 
nungsabschlüsse spätestens  vier  Monate  nach  Ablauf  des  Ver- 
waltungsjahres vorzulegen. 

Durch  vierzehn  Tage  vor  Prüfung  und  Erledigung  der 
Rechnungsabschlüsse  werden  dieselben  zur  Einsicht  der  Gemeinde- 
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mitglieder  aufgelej^t  und  wird  dies  diiich  l:irischaltiing  in  der 
„Wiener  Zeitiin^"^   vcrlauthart. 

Die  Erinneninjjen  der  (jenieindeniitj^lieder  darüber  sind 
schriftlich  zu  überreichen  und  müssen  bei  der  Prüfung  in  Er- 
wägung gezogen  werden. 

Die  Erledigung  des  Rechnungsabschlusses  hat  in  öffentlicher 
Sitzung  des  Kultusvorstandes  zu  erfolgen. 

§  93. 

Die  für  die  ökonomischen  Bedürfnisse  der  Kultusgemeinde 
crforderliclien  Mittel  werden  durch  die  Einnahmen  aus  dem 
Genieindevermögen  und  den  Gemeindeanstalten,  durch  die  zu 
erhebenden  Abgaben,  Taxen  und  Gebühren  und  durch  die  Kul- 
tussteuer aufgebracht. 

§94. 

Die  für  die  Benützung  der  Anstalten  dei  Kuuu>i;fiiiriiide 
einzuhebenden  Gebühren,  sowie  die  sonstigen  Abgaben  und  Taxen 
werden  innerhalb  der  Grenzen  des  angeschlossenen  Tarifes  vom 
Kultusvorstande  festgesetzt  und  verlautbart. 

Der  Kultusvorstand  kann  in  einzelnen  rücksichtswürdigen 
Fällen  geringere  Beiträge  einheben  oder  dieselben  gänzlich 
nachsehen. 

Erhöhungen  der  Maximalsätze  des  angeschlossenen  Tarifes 
unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsbehörde. 

§  95. 

Die  von  den  Angehörigen  der  Kultusgemeinde  zu  zahlende 
Kultussteuer  wird  durch  die  Kultussteuer-Bezirkskollegien  (§  10 
des  Kultussteuer-Regulativs),  beziehungsweise  durch  die  Schät- 
zungs-Kommission i§  11  ib.)  bemessen. 

Die  Zusammensetzung  der  Kultussteuer-Bezirkskollegien  und 
der  Schätzungs-Kommission,  die  Bestellung,  die  Wirksamkeit, 
das  Verfahren  un'.l  die  gegen  die  gefaßten  Beschlüsse  zulässigen 
Rechtsmittel    werden   in    dem    angeschlossenen    Kultussteuer-Re- 


gulativ bestimmt 


96. 


Zur  Zahlung  einer  Kultussteuer  ist  jeder  Angehörige  der 
Gemeinde,  welcher  ein  eigenes  Vermögen,  einen  Erwerb  oder 
ein  Einkommen  besitzt,  ohne  Unterschied  des  Alters,  des  Ge- 
schlechtes und  ohne  Rücksicht  auf  Dispositionsfähigkeit  verpflichtet. 
Es  steht  den  im  Sinne  des  Kultussteuer-Regulativs  zur  Kultus- 
steuer-Bemessung berufenen  Organen  zu,  die  Kultussteuerfähigkeit 
jedes  Angehörigen  der  Kultusgemeinde  zu  bestimmen.  Hiebei 
sind  die  Vermögens-,  Erwerbs-  und  Famih"en-Verhältnisse  des 
Kultussteuerträgers   und    dessen  freiwillige  Beitragsleistungen  zu 
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wohltätigen   oder   gemeinnützigen  Anstalten    der  Kultusgemeinde 
zu  berücksichtigen. 

Die  Kuhussteuerpflicht  eines  in  Wien  seinen  Wohnsitz 
nehmenden  Israeliten  hat  vom  1.  Jänner  des  näciistfolgenden 
Verwaltungsjahres  zu  beginnen. 

Die  Kultussteuerpflicht  eines  Israeliten,  der  seinen  Wohn- 
sitz in  Wien  aufgibt  und  dies  mindestens  einen  Monat  vor  Ab- 
lauf des  Verwaltungsjahres  dem  Kultusvorstande  mitteilt,  hat  mit 
Ablauf  dieses  Jahres  zu  entfallen. 

Die  obigen  Bestimmungen  Abs.  1 — 3  finden  auf  die  türkischen 
Israeliten  in  Wien  keine  Anwendung  und  werden  diesbezüglich 
die  betreffenden  Bestimmungen  des  Regulativs  (§87  des  Statutes) 
zu  gelten  haben. 

§  97. 

Die  Einreihung  der  Kultiissteuerträger  in  die  Kultussteuer- 
Kategorien  und  Klassen  erfolct  gemäß  dem  Rcnnilativ  für  drei 
Jahre. 

Der  niedrigste  Kuliussteuersatz  wnü  mit  K  l'A  -  per  Jahr, 
der  höchste  Kultussteuersatz  mit  K  30.()0U.—  per  Jahr  bestimmt. 

Ergibt  sich  aus  dem  Gebarungsvoranschlage  für  das  zweite 
oder  für  das  dritte  Jahr  einer  Schätzungsperiode  ein  größerer 
Bedarf  an  Kultussteuer,  so  ist  der  Kultusvorstand  befugt,  die  für 
diese  Periode  den  einzelnen  Kultussteuerträgern  vor^^eschriebenen 
Kultussteuern  um  höchstens  50"  „  zu  erhöhen. 

Die  Erhöhung  muß  in  allen  Kultussteuerklassen  und  Stufen 
nach  dem  gleichen  perzentuellen  Verhältnisse  stattfinden.  Nur  die 
unterste  Kategorie  der  Kultussteuerträger  kann  von  der  Erhöhung 
ausgenommen  werden.  Die  Kultussteuer  ist  im  Laufe  des  Monates 
Jänner  ganzjährig  im  vorhinein  zu  entrichten. 

Wenn  ein  Israelite,  dessen  Kultussteuerpflichi  l-civh.^  tuij^c- 
treten  ist,  im  Laufe  des  Steuerjahres  aus  dem  Verbände  der 
Kultusgemeinde  Wien  ausscheidet,  so  ist  er,  bezw.  im  Falle  seines 
Todes  seine  Verlassenschaft  zur  Zahlung  der  Kiiltussteuer  für 
das  laufende  Jahr  verpflichtet. 

Rückständige  Kultussteuern,  Abgaben,  Taxen  und  Gebühren 
werden  auf  Begehren  des  Kultusvorstandes  im  Wege  der  poli- 
tischen Exekutionen  eingebracht. 

XIII.  Austragung  der  aus  dem  Kuitusgemeinde-Verbande 
entstehenden  Streitigkeiten         Schiedsgericht  der  Kultusgemeinde. 

§  98. 

Die  Austragung  aller  Arten  von  Streitigkeiten  aus  dem 
Kuitusgemeinde-Verbande  erfolgt  durch  den  Kultusvorstand. 


Wenn  sich  jedoch  ein  innerhalb  des  b>prcnfj;cis  der  israeli- 
tischen KiiUusgemeinde  Wien  bestehender  ordnungS|^emaIj  kon- 
stituierter konfessioneller  Verein  oder  eine  derartige  Anstalt  oder 
Stiftung  durch  eine  Verfügung  oder  Entscheidung  des  Kqltus- 
vorstandes  in  einer  der  nachfolgenden  Angelegenheiten  für  be- 
schwert erachtet,  so  kann  die  Repräsentanz  des  Vereines,  der 
Anstalt  oder  der  Stiftung  den  erhobenen  Anspruch  nur  vor  dem 
Sciiiedsgerichte  der  israelitischen  Kultusgemeinde  mit  Ausschlub 
jedes   anderen    Rechts-   oder  Beschwerdeweges  geltend  machen. 

Die  vor  dem  Schiedsgerichte  zur  Austragung  zu  bringenden 
Angelegenheiten  betreffen : 

a)  die  Anstalten  der  Ueineinde,  insoweit  sich  die  erhobenen 
Ansprüche  oder  Beschwerden  auf  die  religiösen  und  rituellen 
Erfordernisse  beziehen ; 

b)  die  der  Kultusgemeinde  zustehende  Aulsicht  über  kon- 
fessionelle Anstalteil  und  Vereine,  über  Vereins-  und  Privat- 
Bethäuser,  sowie  über  Zusammenkünfte  zu  gottesdienstlichen 
oder  rituellen  Uebungen,  ferner  die  Entziehung  der  erteilten  Zu- 
stimniiing  zur  Errichtung  solcher  Institutionen  ;  alles  dies  jedoch 
nur  insoweit,  als  nicht  durch  Gesetze  (Vereinsgesetz  etc )  die 
ausschließliche  Kompetenz  zur  Entscheidung  den  Staatsbehörden 
gewahrt  bleiben  muß; 

c)  die  Bestellung  eines  Bethausvereins-Rabbiners  zum  Ge- 
meinde-Rabbiner, jedoch  nur  in  dem  Falle,  als  die  vom  Bethaus- 
vereine angesuchte  Bestellung  seitens  des  Kultusvorstandes  ab- 
gelehnt wird  und  für  diese  Ablehnung  nicht  der  Mangel  der  im 
§  45  angeführten  Erfordernisse  maßgebend  war,  ferner  die  Ent- 
lassung eines  solchen  Rabbiners  von  der  Stelle  eines  Gemeinde- 
Rabbiners ;  alles  dies,  insoweit  nicht  die  im  Statute  enthaltenen 
Disziplinarvorschriften  platzzugreifen  haben; 

d)  Beschwerden .  in  Wahlangelegenheiten  (§  22  der  Wahl- 
ordnung). In  allen  diesen  Fällen  (lit.  a  —  d)  muß  jedoch  der  Be- 
schwerdeführer vorerst  seine  Beschwerde  beim  Kultusvorstande 
einbringen  und  kann  erst  dann,  wenn  seiner  Beschwerde  von 
dem  Kultusvorstande  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  dem  bean- 
spruchten Maße  stattgegeben  wurde,  innerhalb  einer  von  der  Zu- 
stellung des  diesfälligen  Bescheides  zu  berechnenden  Frist  von 
30  Tagen  das  Schiedsgericht  anrufen. 

§99. 

Zur  Bildung  des  in  einem  solchen  Beschwerdefalle  anzu- 
rufenden Schiedsgerichtes  werden  von  dem  hiezu  legitimierten 
Beschwerdeführer  zwei  Schiedsrichter  aus  den  Mitgliedern  der 
Kultusgemeinde,  denen  das  aktive  Wahlrecht  für  die  Kultus- 
gemeinde zusteht,  gewählt  und  ist  die  erfolgte  Wahl  dem  Präsi- 
denten des  Kultusvorstandes  schriftlich  bekanntzugeben,  welcher 
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hievon  sofort  das  Vertreter  -  Kollegium  in  Kenntnis  zu 
setzen  hat. 

Findet  das  Vertreter-Kollegium  Bedenken  gegen  die  Legiti- 
mation des  Beschwerdeführers  oder  erachtet  es  als  zweifelhaft, 
ob  die  Bedingungen  des  §  99  zur  Anrufung  des  Schiedsgerichtes 
vorhanden  seien,  so  ist  hierüber  die  Entscheidung  des  Kultus- 
vorstandes einzuholen. 

Wenn  eventuell  von  der  Staatsbehörde  der  die  schieds- 
richtliche  Judikatur  ablehnende  Bescheid  des  Kultusvorstandes 
rechtskräftig  aufgehoben  und  die  für  den  bestimmten  Fall  ein- 
tretende Judikatur  des  Schiedsgerichtes  rechtskräftig  anerkannt 
ist,  oder  wenn  gleich  von  vorneherein  gegen  die  Berechtigung 
des  Beschwerdeführers  und  gegen  die  Kompetenz  des  Schieds- 
gerichtes zur  Entscheidung  der  Streitsache  ein  Bedenken  nicht 
obwaltete,  so  hat  der  Kultusvorstand  (§  13.  lit.  m)  binnen 
3<  >  Tagen  nach  erhaltener  rechtskräftiger  Entscheidung,  beziehungs- 
weise nach  erhaltener  schriftlicher  Verständigung,  von  der  durch 
den  Beschwerdeführer  vollzogenen  Wahl  zweier  Schiedsrichter 
die  gleiche  Zahl  von  Schiedsrichtern  aus  der  Mitte  der  Gemeinde- 
Angehörigen,  welche  das  aktive  Wahlrecht  für  den  Vorstand 
besitzen,  zu  wählen  und  die  Gewählten  dem  Beschwerdeführer 
schriftlich  namhaft  zu  machen.  Unter  einem  hat  der  Präsident 
der  Kultusgemeinde  die  sämtlichen  Schiedsrichter  zur  Wahl 
eines  Obmannes  einzuberufen. 

§  100. 

Der  Kuliusvorstand  besteilt  sofort  nach  seiner  Konstituierung 
aus  den  Mitgliedern  der  Kultusgemeinde  sechs  ständige  Obmänner 
für  die  Schiedsgerichte.  Dieselben* müssen  das  passi.e  Wahlrecht 
für  den  Kulus vorstand  besitzen,  dürfen  jedoch  dem  letzteren 
nicht  angehören.  Bei  ihrer  Wahl  wird  der  Kultusvorstand  auf 
die  in  der  Kultusgemeinde  bestehenden  verschiedenen  rituellen 
Richtungen  tunliche  Rücksicht  nehmen.  Ihre  Wahl  erfolgt  auf 
drei  Jahre  und  es  haben  hiefür,  sowie  für  die  allfälligen  Er- 
gänzungswahlen und  für  den  etwaigen  Verlust  oder  für  die 
zeitweilige  Sistierung  des  Mandates  die  in  den  §§  18-23  der 
Wahlordnung,  §  11  des  Statutes  enthaltenen  Bestimmungen 
sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Aus  der  Mitte  der  vom  Kultusvorstande  bestellten  ständigen 
Obmänner  ist  von  den  Schiedsrichtern  für  den  einzelnen  Streit- 
fall der  Obmann  zu  wählen. 

Diese  Wahl  erfolgt  -mittels  absoluter  Majorität.  Ist  eine 
solche  nicht  zustande  zu  bringen,  zo  entscheidet  das  Los  unter 
jenen  zwei  ständigen  Obmännern,  welche  die  größte  Stimmen- 
zahl auf  sich  vereinigen. 

Der  sohin  für  den  einzelnen  Streitfall  erwählte  .Obmann 
beruft  die  Schiedsrichter  ein  und  nimmt  denselben  mittelst  Hand- 
schlages das  Gelöbnis  ab,  daß  sie  ohne  Rücksicht  auf  die  Partei, 
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von  welcher  sie  zur  Ausübung  des  Schiedsrichteramtes  erwählt 
wurden,  nach  ihrem  besten  Wissen  und  Gewissen  in  der  vor- 
liegenden Streitsache  urteilen  und  das  ihnen  übertragene  Amt 
bis  zu  dessen  gänzlicher  Erfüllung  ausüben  werden. 

Für  jeden  Schiedsrichter,  welcher  die  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtungen verweigert,  stirbt  oder  aus  einem  anderen  Grunde 
wegfällt,  ist  von  der  Partei,  welche  diesen  Schiedsrichter  bestellt 
hat,  binnen  14  Tagen  ein  anderer  Schiedsrichter  zn  berufen, 
widrigens  der  Obmann  nach  seinem  freien  Ermessen  einen 
anderen  Schiedsrichter  zu  ernennen  hat. 

Entfällt  der  Obmann,  so  wählen  die  Schiedsrichter  einen 
anderen  aus  der  Reihe  der  stnndigen  Obmänner. 

Das  Schiedsgericht  ist  an  die  Bestimmungen  der  öster- 
reichischen prozessualen  Gesetze  nicht  gebunden. 

Dasselbe  hat  die  Partei  und  deren  Vertreter  zu  hüren  und 
den  Sachverhalt  zu  ermitteln. 

Das  Schiedsgericht  schöpft  den  Schiedsspruch  nach  seinem 
besten  Wissen  und  Gewissen  mit  absoluter  Majorität. 

Der  Obmann   hat  in   allen  Fällen   seine  Stimme  abzugeben. 

Der  Schiedsspruch  ist  schriftlich  auszufertigen,  von  dem 
.Obmanne  und  mindestens  von  einem  der  Schiedsrichter  und 
dem  Schriftführer  zu  unterfertigen. 

Die  Ausfertigung  von  Entscheidungsgründen  ist  nicht  er- 
forderlich. 

Der  Schiedsspruch  ist  endgültig  und  kann  durch  keinerlei 
Rechtsmittel  oder  Beschwerde  angefochten  werden. 

Durch  Anrufung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  wird 
der  Vollzug  der  in  Beschwerde  gezogenen  Verfügung  oder  Ent- 
scheidung des  Kultusvorstandes  nicht  gehemmt. 

Die  Kanzleigeschäfte  sowie  das  Schriftführeramt  bei  den 
Schiedsgerichten  werden  durch  vom  Vorstande  von  Fall  zu  Fall 
zu  bestimmende  Beamte  der  Kultusgemeinde  besorgt. 

XIV.  Ausübung   der   Amtsgewalt  seitens   der   Religionsdiener  und 
anderer  Organe  der  Kultusgemeinde 

§  101. 

Von  der  den  Religionsdienern  und  anderen  Organen  der 
Kultusgemeinde  zustehenden  Amtsgewalt  darf  nur  gegen  Ange- 
hörige des  israelitischen  Religionsgesellschaft  und  niemals  zu 
dem  Zwecke  Gebrauch  gemacht  werden,  um  die  Befolgung  der 
Gesetze  und  behördlichen  Anordnungen  oder  die  freie  Ausübung 
staatsbürgerlicher  Rechte  zu  hindern. 

Ein  äußerer  Zwang  darf  bei  Ausübung  der  Amtsgewalt 
überhaupt  nicht  angewendet  werden.  ^§  18  des  Gesetzes  vom 
21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57.) 


Israelitische  Kultusgemeinde  Wien 
Statut 

ANHANG  I. 

Wahlordnung. 

1.  Wahl  in  den  Kultusvorstand. 

§  1 

Das  Gesanitgebiet  der  Wiener  israelitischen  Kullusgemeinde  bildet  zum 
Zwecke  der  Wahl  der  Vorstandsmitglieder  einen  einzigen  Wahlkreis. 

§2. 

Die  Zahl  der  zu  wählenden  Vorstandsmitglieder  beträgt  3r>,  welche 
von  der  Gesamtheit  der  wahlberechtigten  Gemeindemitglieder  gewählt  werden. 

§3. 

Die  Mitglieder  des  Kultusvorstandes  werden  für  eine  vierjährige  Man- 
datsdauer gewählt.  Die  Neuwahlen  haben  in  der  Regel  spätestens  vier 
Wochen  vor  Ablauf  der  Wahlperiode  stattzufinden. 

§4. 
Die  Wahl  erfolgt  nach  dem  System  der  Verhältniswahl  in  Gemässheit 
der  nachfolgenden  Bestimmungen. 

§5. 

Das  aktive  Wahlrecht  haben  alle  Kultussteuerträger  der  israelitischen 
Kultusgemeinde  Wien  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  soferne  sie  das 
für  die  Erlangung  der  Eigenberechtigung  gesetzlich  vorgeschriebene  Lebens- 
alter erreicht  haben,  welche: 

1.  am  Tage  der  Ausschreibung  der  Wahl  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzen. 

2.  die  ihnen  für  das  Jahr  der  Wahl  oder  das  vorangegangene  Kalen- 
derjahr statutengemäss  vorgeschriebene  Kuliussteuer  bis  zum  Ablaufe  der 
Reklamationsfrist  (§  9  W.  0.)  entrichtet  haben. 

Die  Gemeinderabbiner  und  die  definitiv  angestellten  Beamten  und 
Beamtinnen  der  Kultusgemeinde  haben  das  Wahlrecht  ohne  Steuerleistung 
für  die  Kultusgemeinde. 

Wahlberechtigt  sind  ferner  auch  jene,  das  österreichische  Staatsbür- 
gerrecht nicht  besitzenden  Kultussteuerträger,  welche  bereits  für  die  im 
Jahre  1912  stattgehabte  Wahl  in  den  Kultusvorstand  wahlberechtigt  waren 
und  der  im  Punkte  2  geforderten  Voraussetzung  entsprochen  haben. 

§6. 

Ausgeschlossen  vom  aktiven  Wahlrechte  sind  jene  Personen,  welche 
in  Gemässheit  des  §  3  der  Gemeindewahlordnung  für  die  Stadt  Wien  (Gesetz 
vom  12.  März  1919  LG.  u.  V.  Bl.  Nr.  38)  von  der  Wahlberechtigung  ausge- 
schlossen sind. 

§  7. 

Wählbar  sind  jene  aktiv  wahlberechtigten,  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzenden  Personen  männlichen  Geschlechtes,  die  am  Wahl- 
tage das  30.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  im  Vollgenusse  der  bürger- 
lichen Rechte  stehen.  Die  im  §  3  Absatz  1    Punkt  2  des   Gesetzes   vom    12. 
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Märr  1919  L.  ü.  u.  V.  Bl.  Nr.  3H  bezeichneten  Personen  sind  auch  dann 
nicht  wählbar,  wenn  die  Folge  ihr»  r  Verurteilung  nach  §  3  Absatz  2  dieses 
Gesetzes  aufgehört  hat  Ausgeschlossen  von  der  Wählbarkeit  sind  ferner  jene 
Personen,  die  mit  der  Rechnungslegung  über  eine  ihnen  anvertraute  Vermö- 
gensgebarung der  Kultusgemeinde  oder  eine  Anstalt  derselben  ohne  genü- 
gende Rechtfertigung  im  Rückstande  sind. 

§« 

Ausgenommen  von  der  Wählbarkeit  sind: 

a.)  die  Rabbiner,  ihre  Stellvertreter,  dann  die  besoldeten  Kultusfunk- 
tionäre, Beamten  und  Diener  der  Kuluisgemeinde; 

b.)  die  Religionslehrer  an  den  öffentlichen  Volks-,  Bürger-  und  Mittel- 
schulen, sowie  auch  jene  Lehrpersonen,  welche  an  den  von  der  Kultusge- 
meinde subventionierten  konfessionellen  Lehranstalten  angestellt  sind; 

c.)  die  Rabbiner,  die  besoldeten  Kuitusfunktionäre,  Beamten  und 
Diener  der  Bethausvereine. 

§9. 

Die  Leitung  der  gesamten  Wahlhandlung  obliegt  dem  Pia  .iui.iim.ii. 

Mindestens  6  Wochen  vor  der  Wahl  hat  das  Präsidium  die  vom  Büro 
angefertigte  Wählerliste  zur  Einsichtnahme  der  Gemeindeangehörigen  am 
Sitze  des  Kultusvorstandes,  sowie  womöglich  in  jedem  Bezirke  aufzulegen 
und  dies  unter  Bekanntgabe  des  Wahltages  mittels  Kundmachung,  welche  in 
die  , Wiener  Zeitung"  einzuschalten  ist,  unter  Festsetzung  einer  Präklusiv- 
frist von  14  Tagen  zur  Einbringung  von  Reklamationen  wegen  Auj^lassung 
Wahlberechtigter  oder  Aufnahme  von  nicht  wahlberechtigten  Personen 
bekanntzugeben. 

§  10. 

Reklamationen  sind  schriftlich  in  der  Kanzlei  der  Kultusgemeinde  einzu- 
bringen und  von  dem  Präsidenten  innerhalb  acht  Tagen  zu  entscheiden. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Präsidenten  kann  innerhalb  drei  Tagen  nach 
Zustellung  derselben  die  Berufung  an  den  Wahlausschuss  erfolgen.  Der 
Wahlausschuss  besteht  aus  fünf  vom  Plenum  des  Kultusvorstandes  auf  Grund 
von  Vorschlägen  der  im  Vorstande  vertretenen  Parteien  gewählten  Juristen, 
womöglich  Richtern,  welche  Mitglieder  der  Kultusgemeinde  sind.  Diese  wählen 
aus  ihrer  Mitte  mit  Stimmenmehrheit  den  Obmann;  kommt  eine  Einigung 
nicht  zustande,  so  entscheidet  das  Los. 

Der  Wahlausschuss  hat  über  die  Berufung  innerhalb  acht  Tagen  zu 
entscheiden. 

Solche  Berufungen,  sowie  etwaige  in  dieser  Richtung  vorgebrachte 
Beschwerden  an  die  Staatsbehörde  haben  in  Beziehung  auf  die  im  Zuge 
befindliche  Wahlhandlung  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Acht  Tage  vor  der  Wahl  darf  in  der  Wählerliste  keine  Änderung 
vorgenommen  werden. 

§11. 

Die  Vornahme  der  Wahl  ist  spätestens  acht  Tage  vorher  von  dem 
Kultusvorstande  in  der  „Wiener  Zeitung"  mit  genauer  Angabe  des  Ortes,  des 
Tages,  der  Stunde  und  der  Dauer  der  Wahlhandlung  kundzumachen. 

Die  Kundmachung  hat  ferner  die  Zahl  der  zu  wählenden  Vorstands- 
mitglieder und  die  giltigen  WahlvorschFagslisten  (§  12)  zu  enthalten,  sowie 
die  Erfordernisse  für  die  Giltigkeit  der  Stimmzettel  (§  18)  bekanntzugeben. 

Spätestens  drei  Tage  vor  der  Wahl  sollen  allen  Wahlberechtigten  die 
Wahl-Legitimationen  zugesendet  werden. 

Von  der  erfolgten  Ausschreibung  der  Wahl  ist  an  die  n.  ö.  Landesregie 
rung  und  an  den  Magistrat  der  Stadt  Wien  die  Anzeige  zu  erstatten, 
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§  12. 

Die  Wahl  findet  auf  Grund  von  Wahlvorschlägen  statt,  welche  von 
jenen  Wählergruppen  (Parteien),  die  sich  an  der  Wahlbewerbung  beteiligen, 
in  Gemässheit  der  folgenden  Bestimmungen  zu  erstatten  sind: 

a.)  Frühestens  drei  Tage  nach  Auflegung  der  Wählerlisten  und  spätes- 
tens 30  Tage  vor  dem  Wahllage  sind  die  Wahlvorschläge  bei  dem  Präsi- 
denten der  Gemeinde  einzureichen. 

b.)  Die  Vorschläge  müssen  von  wenigstens  50  Wahlberechtigten  und 
den  Vorgeschlagenen  unterteichnet  sein.  Kein  Wahlberechtigter  darf 
mehr  als  eine  Vorschlagsliste  als  Einreicher  unterzeichnen,  widrigenfalls 
sein  Name  auf  allen  Vorschlägen  gestrichen  wird.  Die  Vorschlagenden  und 
Vorgeschlagenen  haben  im  Vorschlage  ihren  Vor-  und  Zunamen,  ferner 
Beruf  und  Wohnort  anzugeben. 

Für  die  Echtheit  der  Unterschriften  der  Bewerber  und  der  Einreicher  ist 
der  Vertrauensmann  der  Einreicher  verantwortlich.  Als  solcher  gilt  der 
erste,  als  sein  Stellverireter  der  zweite  Unterzeichner  der  Liste,  falls  nicht 
ausdrücklich  andere  Unterzeichner  als  Vertrauensmann  und  Stellvertreter 
benannt  sind  Der  Vertrauensmann  bezw  sein  Stellvertreter  gelten  zur 
Vertretung  dtr  Einreicher  der  Liste  gegenüber  dem  Präsidenten  als 
ermächtigt. 

c)  Jeder  Wahlvorschlag  hat  in  kurzer,  allgemein  verständlicher  und 
von  anderen  Wahlvorschlägen  leicht  unterscheidbarer  Kennzeichnung  die 
Angabe  zu  enthalten,  welche  Partei  oder  Wählergruppe  diesen  Vorschlag 
macht. 

Ein  Wahlvorschlag  muss  wenigstens  einen  und  darf  höchstens  ebenso- 
viele  Namen  wählbarer  Bewerber  enthalten,  als  Mitglieder  des  Vorstandes 
der  Kultusgemeinde  zu  wählen  sind.  Die  Anfügung  einer  weiteren  Ersatz- 
männerliste ist  zulässig. 

In  mehr  als  einer  Liste  darf  sich  kein  Bewerber  vorschlagen  lassen, 
d.)  Der  Präsident  unterzieht  die  ihm  zugestellten  Wahlvorschlagslisten 
einer    Prüfung  und  teilt  erkannte  Mängel,  die  die  Ungiltigkeit  der  ganzen 
Vorschlagsliste  oder  einzelner  Vorschläge  zur  Folge  hätten,  dem  Vertrau- 
ensmann der  Liste  mit. 
Solche  Mängel  sind: 

1.)  Eine  nicht  hinreichende  oder  zweifelhafte  Kennzeichnung  des  Vor- 
schlages. 

2.)  Das  Fehlen  der  erforderlichen  Zahl  giltiger  Unterschriften. 
3.)  Die  Nennung  von  mehr  Vorgeschlagenen  als  zulässig  ist,  abgesehen 
von  der  Hinzufügung  einer  Ersatzmännerliste 

4.)  Die  nicht  unzweideutige  Bezeichnung  eines  Vorgeschlagenen. 
5)  Das  Fehlen  der  Zustimmungserklärung  eines  Vorgeschlagenen. 
6.)  Di(»  Nennung  eines  Vorgeschlagenen  auf  mehr  als  einer  Liste. 
Der  Präsident  nimmt    Ergänzungen,    Berichtigungen    und    Änderungen 
der  Listen  bis  zum  Schlüsse  der  dem  letzten  Einreiciiungstag  folgenden  ein- 
wöchentlichen   Prüfungsfrist    entgegen.    Werden    die    von    dem    Präsidenten 
erkannten  MängoJ  nicht   binnen    einer    Woche   nach   erfolgter   Bemängelung 
beseitigt,   so    ist    in  den  Fällen  I,  2  und  3  der  ganze  Vorschlag  ungiltig,  in 
den  Fällen  4-15  sind  die  betreffenden  Namen  aus  dem  Vorschlage  zu  streichen. 
Spätestens  am  achten  Tage  vor  der  Wahl  sind  die  entgiltig  festgelegten 
und  vom  Präsidenten  anerkannten  Vorschläge  (Kennzeichnung,  Bewerberliste) 
in  der  Reihenfolge  des  Einlaufes  gleichzeitig,  sowie  die   allenfalls   erfolgten 
Koppelungen   (§  13)    an   den    Kundmachungstafeln    der   Kultusgemeinde   zu 
verlautbaren. 

§  13. 

Zwei  oder  mehrere  der  eingereichten  Wahlvorschlagslisten  können 
miteinander  verbunden  (gekoppelt)  werden,  d.  h.  sie  werden  bei  der  Ermitt- 
lung des  Abstimmungsergebnisses  als  eine  einzige  betrachtet.  Die  Erklärung 
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der  Koppelung  wird  durch  bevollmächtigte  Vertreter  uer  vv.iniergruppen 
(Parteien)  schriftlich  bis  längstens  14  Tage  vor  der  Wahl  dem  l^räsidium 
bekanntgegeben  und  von  ihm  verlautbart  (§  12  Schlussatz). 

§  14. 

Die  Wahlen  finden  in  mehreren,  nach  Massgabe  des*  Erfordernisses 
durch  den  Präsidenten  zu  bestimmenden  Wahllokalen  in  verschiedenen 
Bezirken  statt.  Auch  können  in  einem  Bezirke,  mit  Rücksicht  auf  dessen 
Umfang  und  die  Größe  der  Wählerzahl  mehrere  Wahllokale  bestimmt  werden. 

Zur  Leitung  der  Wahl  in  den  einzelnen  Wahllokalen  werden  von  dem 
Präsidenten  Wahlkommissionen  bestellt,  bei  deren  Zusammensetzung  die 
verschiedenen  Parteien  bezw.  Wählergruppen  auf  Grund  der  von  ihnen  spätes- 
tens acht  Tage  vor  der  Wahl  einzubringenden  Vorschläge  zu  berücksichtigen 
sind.  Jede  dieser  Wahlkommissionen  hat  aus  mindestens  sieben  Personen, 
darunter  einem  vom  Präsidenten  ernannten  Vorsitzenden  und  einem  Beamten 
der  Kultusgemeinde  als  Schriftführer  zu  bestehen. 

In  jede  Kommission  sind  nach  Tunlichkeit  mindestens  vier  in  diesem 
Bezirke  wohnhafte  Mitglieder  der  Kultusgemeinde  zu  berufen. 

Die  Wahlkommissionen  nehmen  die  Stimmzettel  entgegen,  entscheiden 
die  bei  der  Wahl  vorkommenden  Streitfälle  und  nehmen  das  Skrutinium  vor. 

An  Stelle  einer  verlorengegangenen  Legitimation  kann  jedem  Wahlbe- 
rechtigten über  sein  persönliches  Verlangen  von  dem  Vorsitzenden  der  Wahl- 
kommission ein  Duplikat  ausgefolgt  werden,  wenn  seine  Identität  von  den 
Mitgliedern  der  Wahlkommission  durch  Mehrheitsbeschluß  festgestellt  wurde. 

Der  für  jede  einzelne  dieser  Kommissionen  bestimmte  Vorsitzende, 
eventuell  dessen  Stellvertreter  leitet  die  Wahlhandlung  und  entscheidet  bei 
gleichgeteilten  Stimmen. 

Die  Mitglieder  der  Wahlkommission  haben  sich  jeden  Einflusses  auf 
die  Stimmgebung  der  einzelnen  Wahlberechtigten  zu  enthalten.  Jede 
Agitation  im  Wahllokale  und  in  dem  Gebäude,  in  dem  sich  das  Wahllokal 
befindet,  ist  verboten. 

§  15. 

Die  Stimmabgabe  erfolgt  persönlich  und  geheim  mittels    Stimmzettel. 

Für  die  Abgabe  der  Stimmzettel  ist  dem  Wähler,  nachdem  seine 
Wahlberechtigung  festgestellt  worden  ist,  ein  amtliches,  nicht  durchscheinendes 
Wahlkouvert  einzuhändigen,  das  zur  Aufnahme  des  Stimmzettels  bestimmt 
ist.  In  jedem  Wahlokale  ist  durch  entsprechende  Vorkehrungen  (Wahlzelle 
oder  dergleichen)  vorzusorgen,  dass  die  Ausfüllung  oder  Bezeichnung  des 
Stimmzettels  ungesehen  von  den  Anwesenden  erfolgen  könne. 

Es  können  sowohl  amtliche  als  nicht  amtliche  Stimmzettel  verwendet 
werden. 

§  16. 

Die  Abstimmung  beginnt  damit,  daß  die  in  dieser  oder  in  einer  anderen 
Kommission  wahlberechtigten  Mitglieder  der  Wahlkommission  ihre  Stimmzettel 
abgeben. 

Hierauf  erfolgt  die  Abgabe  der  Stimmzettel  von  Seite  der  übrigen  Wähler 

§  17. 

Die  Abgabe  des  Stimmzettels  ist  in  der  Wählerliste  neben  dem  Namen 
des  Wählers  in  der  dafär  vorbereiteten  Kolonne  ersichtlich  zu  machen;  nebst- 
dem  wird  zur  Kontrolle- ein  Abstimmungsverzeichnis  geführt,  in  welchem  jene 
Wähler,  welche  ihre  Stimmzettel  abgegeben  haben,  in  fortlaufender  Reihen- 
folge zu  verzeichnen  sind. 

§  18. 

Nach  Ablauf  der  für  die  Dauer  der  Wahl  festgesetzten  Zeit,  welche 
mindestens  acht  Stunden  betragen  muß,  wird  der  Wahlakt  geschlossen  und 
das  Skrutinium  öffentlich  vorgenommen. 
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Der  Vorgang  bei  dem  Skrutinium  ist  folgender: 

Wahlkuverts  und  Stimmzettel  sind  zunächst  einer  Prüfung  zu  unter- 
ziehe!. Eines  der  Kommissionsmitglieder  öffnet  jeden  Umschlag,  nimmt  den 
Stimnzettel  heraus,  und  übergibt  ihn  dem  Vorsitzenden,  der  seine  Kenn- 
zeichnung verliest  und  ihn  an  ein  Kommissionsmitglied  weitergibt.  Die  un- 
giitigen  Stimmzettel  werden  ausgeschieden,  die  giltigen  nach  Wahlvorschlags- 
listen geordnet.  Darnach  wird  abgezählt,  die  Uebereinstimmung  der  Anzahl 
der  abgegebenen  Stimmzettel  mit  dem  Abstimmungsverzeichnisse  geprüft  und 
festgestellt,  wieviele  giltige  Stimmzettel  für  jede  Liste  abgegeben  wurden. 

Ein  Stimmzettel  ist  giltig,  wenn  er  sowohl  die  Parteibezeichnung,  als 
auch  wenigstens  den  Namen  eines  Bewerbers  der  Liste  unzweideut  g  dartut. 
Dies  geschieht  entweder  auf  beliebigen  Stimmzetteln  durch  Handschrift.  Druck 
oder  sonstige  Verviellältigung  oder  aber  auf  den  von  der  Kultusgemeinde 
vorbereiteten  amtlichen  Stimmzetteln  durch  Einhackung  der  ganzen  Liste  oder 
sowohl  der  Parteibezeichnung  als  auch  mindestens  eines  Namens  der  Partei- 
liste. 

Der  Stimmzettel  ist  ungiltig,  wenn  darauf  mehrere  Listen  oder  mehrere 
Namen  aus  verschiedenen  Listen  bezeichnet  sind,  oder  wenn  er  auf  andere 
als  die  öffentlich  bekanntgemachten  Wahlvorschläge  (  §  12  )  lautet. 

Ungiltige  Stimmzettel  sind  ebenso  wie  leere  bei  der  Berechnung  des 
Wahlergebnisses  nicht  in  Betracht  zu  ziehen. 

Erweist  sich  die  Vornahme  des  Skrutiniums  unmittelbar  nach  Beendi- 
gung des  Wahlaktes  als  undurchführbar,  ist  es  Pflicht  des  Vorsitzenden  alle 
erforderlichen  Sicherungsmaßnahmen  zu  treffen,  um  die  Wahlakten,  insbeson- 
dere die  abgegebenen  Stimmzettel,  unter  sicheren  Verschluß  zu  bringen.  Das 
Skrutinium  muß  jedoch  spätestens  an  dem  der  Wahl  folgenden  Tage  vorge- 
nommen werden. 

Protokoll  und  Zählbogen  sind  von  der  Wahlkommission  zu  unter- 
fertigen. 

§  19. 

Das  Ergebnis  der  Stimmenzählung  ist  von  dem  Vorsitzenden  der  Wahl- 
kommission öffentlich  sogleich  bekanntzugeben  und  noch  an  demselben  Tage 
oder  spätestens  an  dem  unmittelbar  darauffolgenden  Vormittag  unter  An- 
schluß des  Wahlprotokolles,  des  Absiimmungsverzeichnisses.  der  Stimmzettel 
und  der  Zählbogen,  welche  sämtliche  Akten  unter  Siegel  zu  legen  sind,  dem 
Präsidenten  der  Kultusgemeinde  schriftlich  anzuzeigen.  Das  Vertreter-Kol- 
legium hat  sohin  das  Ergebnis  aller  Abstimmungen  zu  ermitteln  und  öffent- 
lich zu  verkünden. 

§20. 

Nach  Ermittlung  der  Gesamtzahl  der  abgegebenen  giltigen  Stimmen, 
sowie  der  Summe  der  auf  jede  Partei  oder  Wählergruppe  entfallenden  Stim- 
men (Parteisumme)  bezw,  der  Summe  der  auf  die  gekoppolten  Listen  zu- 
sammen entfallenden  Stimmen  (Koppeiungssumme)  durch  das  Vertreter- 
Kollegium  (§  19)  wird  zunächst  durch  das  nachstehend  angegebene  Ver- 
fahren festgestellt,  auf  wieviele  Vertreter  jede  Partei,  bezw.  die  gekoppelten 
Parteien  Anspruch  haben. 

Auf  die  Parteilisten  (Koppelungslisten)  werden  die  zu  vergebenden 
Vorstandsniandate  mittels  der  Wahlzahl  verteilt.  Dabei  werden  zunächst  die 
gekoppelten  Parteien  als  eine  Partei  gerechnet,  die  Wahlzahl  wird  wie  folgt 
berechnet: 

Die  Parteisunimen  werden  nach  ihrer  Größe  geordnet,  nebeneinander 
geschrieben,  unter  jede  Parteisumme'.wird  die  Hälfte  geschrieben,  darunter 
das  Drittel,  Viertel,  Fünftel  u   s.  w. 

Diese  Teilungszahlen  werden  von  der  größten  Parteisumme  ange- 
fangen nach  ihrer  Größe  geordnet.  Die  hiebei  an  sechsunddreissigster  Stelle 
stehende  Zahl  gilt  —  da  sechsunddreissig  Vorstandsmandate  zur  Vergebung 
gelangen  -  als  Wahlzahl.  Gelangt  eine  geringere  Zahl  von  Mandaten  tur  Ver- 
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gebunß  (Verfrauensniänrier),  so  Rill  jene  Zahl  als  Wahlzahl,  die  an  sovieller 
Stelle  steht,  als  die  zu  vergebende  Mandatszahl  betragt,  also  bei  fünf  zu 
vergebenden  Mandanten  die  fünftgrößte,  bei  sechs  die  sechstgrOttte  u.  s.  w. 
Jede  i'artei  erhält  so  viyl  Sitzt-,  als  die  Wahlzahl  in  ihrer  Parteisunime  ent- 
halten ist. 

Innerhalb  der  gekoppelten  Parteien  werden  die  auf  die  einzelnen 
Parteien  entfallenden  Sitze  durch  eine  besondere,  auf  dieselbe  Weise  errech- 
nete Wahlzahl  ermittelt. 

Wenn  nach  dieser  Berechnung  zwei  Parteien  auf  einen  Sitz  denitelben 
Anspruch  haben,  so  entscheidet  zwischen  ihnen  das  Los.  Ergibt  sich  sonst 
bei  einer  der  maßgebenden  l-ierechniit""'!)  «'ine  Zihi.Mijricichhi'it  so  <'ntsrhei- 
det  gleichfalls  das  Los. 

§  -'!• 
Ueber  den   gesamten  Wahlakt  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  zusam- 
men mit  den  übrigen  Wahlprotokollen  zu  versiegeln  und  von  dem  Präsidenten 
in  Verwahrung  zu  nehmen. 

§22. 

Der  Präsident  hat  die  Wahlakten  samt  den  rechtzeitig  -  das  ist  inner- 
halb acht  Tagen  nach  dem  Wahltage-  vorgebrachten  Einwendungen  dem  Vor- 
stande vorzulegen,  welcher  darüber  zu  entscheiden  hat. 

Der  Vorstand  hat  auch  alle  Wahlen  außer  Kraft  zu  setzen,  welche  auf 
nicht  wählbare  Personen  entfallen  sind. 

Werden  binnen  obiger  Frist  keine  Einwendungen  vorgebracht  oder 
die  Vorgebrachten  als  unbegründet  erkannt  und  ergeben  sich  auch  sonst 
keine  Anstände,  so  wird  die  Wahl  von  dem  Vorstande  anerkannt,  das  Resul- 
tat derselben  verlautbart  und  dem  Magistrate  und  der  n.  ö.  Landesregierung 
bekanntgegeben  und  jeder  Gewählte  von  der  auf  ihn  gefallenen  Wahl  in 
Kenntnis  gesetzt.  Ueber  gegen  die  Agnoszierung  resp.  Annullierung  der 
Wahl,  sowie  gegen  die  Entscheidung  über  eingebrachte  Wahlproteste  binnen 
acht  Tagen  nach  kundgemachter  Verfügung,  resp.  nach  Zustellung  der  Ent- 
scheidung eingebrachte  Beschwerden  entscheidet  das  Schiedsgericht  der 
Kultusgemeinde  (§  98  des  Statutes).  Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

Die  öffentliche  Bekanntmachung  geschieht  mittelst  in  der  Wiener 
Zeitung  einzuschaltender  Kundmachung,  sowie  durch  Anschlag  in  den  Ge- 
meindebethäusern. 

Der  Vorstand  kann  auch  vor  Fällung  seiner  Entscheidung  bezüglich  vor- 
gebrachter Einwendungen  oder  überhaupt  wegen  in  Frage  stehender  Giltig- 
keit  einer  Wahl  Erhebungen  anordnen  und  hat  hierüber  binnen  vier  Wochen 
die  Entscheidung  zu  fällen.  Hiedurch  soll  jedoch  die  Agnoszierung  der 
übrigen  Wahlen  und  die  Veröffentlichung  der  agnoszierten  Wahlen  nicht  ver- 
zögert werden. 

Jeder  Gewählte  hat  binnen  acht  Tagen  nach  dem  Empfange  der  Ver- 
ständigung zu  erklären,  ob  er  die  Wahl  annimmt. 

Die  Unterlassung  dieser  Erklärung,  sowie  jede  Annahme  unter  Protest 
oder  Vorbehalt   gilt  als  Ablehnung. 

Wenn  die  Wahl  von  einem  gewählten  Kanditaten  abgelehnt  oder  wenn 
sie  außer  Kraft  gesetzt  wird,  so  tritt  der  nächste  auf  derselben  Parteiliste 
gestandene,  bisher  nicht  gewählte  Kanditat  an  dessen  Stelle. 

§  23. 

In  außerordentlichen  Fällen,  wie  z.  B.  im  Falle  eines  Krieges,  einer 
Epidemie,  öffentlicher  Unruhen  und  dergleichen,  ist  der  Kultusvorstand  be- 
rechtigt, die  Vornahme  der  Wahlen  in  den  Kultusvorstand  zu  verschieben 

Die  Verschiebung  darf  nicht  länger  als  auf  ein  Jahr  beschlossen  werden. 
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Die  Beschlußfassung  muß  in  einer  ad  hoc  einberufenen  Sitzung  des 
Kultusvorstandes  erfolgen  und  sind  hiefür  die  übrigen  Bestimmungen  des 
S  17  des  Statutes  maßgebend. 

Der  Vorstand  ist  in  solchen  Fällen  berechtigt,  die  durch  Tod  oder 
Ausscheidung  von  Vorstandsmitgliedern  freigewordenen  Mandate  durch  Koop- 
tierung von  Gemeindemitgliedern,  welche  das  passive  Wahlrecht  im  Sinne 
des  Statutes  haben,  zu  ergänzen. 

Die  kooptierten  Vorstandsmitglieder  haben  die  gleichen  Rechte  und 
Pflichten  wie  die  gewählten,  doch  erlischt  ihr  Mandat  mit  dem  Amtsantritte 
der  neugewählten  Vorstandsmi  glieder. 

Von  allen  diesen  Beschlüssen  ist  die  kompetente  Behörde  sofort  in 
Kenntnis  zu  setzen. 

Die  obigen  Bestimmungen  haben  sinngemäße  Anwendung  auch  auf  die 
Mandate  der  Vertrauensmänner  zu  finden. 

§  24. 

Nach  erfolgter  Neuwahl  des  gesamten  Kultu^v'-'it.-inrtcs  ist  derselbe 
durch   das   an   Jahren   älteste   Mitglied   zur   Wahl    :  n  und  der 

Vize-Präsidenten   der  Kultusgemeinde,   sowie   der    '  Vertreter- 

Kollegiums  binnen  acht  Tagen  einzuberufen. 

Der  Alterspräsident  führt  den  Vorsitz. 

In    den    Fällen,    in   welchen    eine    Neuwahl   nicht   des  Vor- 

standes, sondern  nur  eines  Teiles  desselben  erfolgt,  obliegt  c  mtung 

zur  konstituierenden  Sitzung,  sowie  der  Vorsitz  in  derselben  dem  bisherigen 
Präsidenten,  bezw.  einem  der  bisherigen  Vize-Präsidenten. 

§  25. 

Der  Kultusvorstand  wählt  aus  seiner  Mitte  zuerst  den  Präsidenten. 

Die  Wahl  ist  mittelst  Simmzettel  vorzunehmen.  Kommt  eine  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  zustande,  so  ist  eine  zweite  Abstimmung  vorzunehmen 
und,  falls  auch  bei  dieser  die  nötige  Stimmenmehrheit  sich  nicht  herausstellt, 
zu  der  engeren  Wahl  zu  schreiten. 

Bei  der  engeren  Wahl  haben  sich  die  Vorstandsmitglieder  auf  jene 
zwei  Personen  zu  beschränken,  welche  bei  der  zweiten  Abstimmung  die 
relativ  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los,  wer  in  die  engere  Wahl 
einzubeziehen  ist. 

Jede  Stimme,  die  bei  der  dritten  Abstimmung  auf  eine  nicht  in- die 
engere  Wahl  gebrachte  Person  fällt,  ist  ungUtig  Freri  r  sich  bei  der  engeren 
Wahl  Stimmengleichheit,  entscheidet  das  Los. 

§26. 

Nach  der  Wahl  des  Präsidenten  wählt  der  Kultusvorstand  aus  seiner 
Mitte  in  gesondertem  Wahlgange  die  beiden  Vize-Präsidenten  und  sodann 
die  übrigen  Mitglieder  des  Vertreter-Kollegiums. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Vertreter-Kollegiums  kann  gemeinsam 
erfolgen. 

Im  Übrigen  finden  auf  diese  Wahlen  die  Bestimmungen  des  §  25 
sinngemässe  Anwendung. 

Die  Wahl  der  Mitglieder  von  Kommissionen  findet  in  derselben 
Weise  statt,  wie  die  der  .\\itglieder  des  Vertreter-Kollegiums. 

§  27. 

Nimmt  ein  Mitglied  des  Kultusvorstandes,  welches  zu  einer  der  oben- 
gedachten Funktionen  berufen  wurde,  die  Wahl  nicht  an,  so  kann  die  Neuwahl 
sofort,  muss  aber  längstens  binnen  14  Tagen  vorgenommen  werden. 
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§  28. 

Sofort  nach  der  Wahl  des  Präsidiums  und  des  Vertreter-Kollegiums 
ist  der  Kultusvorstand  als  konstituiert  anzusehen  und  ist  das  l^csultat  dieser 
Wahl  durch  Anschlag  in  allen  Qemeindebethäusern  kundzumachen. 

Die  gewählten  Mitglieder  des  Präsidiums  und  des  Vertreter-Kollegium« 
sind  ohne  Verzug  dem  Magistrate  und  der  n.  ö.  Landesregierung  anzuzeigen. 

§  29. 

Die  zur  Durchführung  der  Wahlen  erforderlichen  Verfügungen,  Instruk- 
tionen und  Erläuterungen  erlässt  der  Präsident  in  Gemässheit  der  vorstehenden 
Bestimmungen  im  eigenen  Wirkungskreise. 

II.  Wahl  der  Vertrauensmänner. 


§  30. 

Die  Wahl  der  Vertrauensmänner  (§§  2,  3,  4,  Anhang  11.  des  Kultus-Steuer- 
Regulativs)  hat  nach  dem  System  der  Verhältniswahl  gleichzeitig  mit  jener  für  den 
Vorstand  zu  erfolgen  und  wird  für  eine  vierjährige  Mandatadauer  vorgenommen. 

Zum  Zwecke  der  Vornahme  der  Wahl  der  Vertrauensmänner  wird  das 
gesamte  Gebiet  der  Kultusgemeinde  Wien  in  U)  von  einander  unabhängige 
Wahlkreise  eingeteilt.  Die  Wahlberechtigten  dieser  Kreise  wählen  für  sich 
gesondert  die  ihnen  zukommende  Anzahl  von  Vertrauensmännern  und  zwar 
die  Wahlberechtigten  des 

Stadtbezirk 


Wahlkreises 


I. 

II. 
lil. 
IV. 

V. 

VI. 

VII. 

VIII. 

IX. 

X. 


I. 
II. 

III.  u.  XI. 

IV.  V.  u.  X. 
VI.  u.  VII. 
VIII.  u.  IX. 
XII.  -   XV 
XVI.  u.  XVII. 
XVIII.  u.  XIX. 
XX.  u.  XXI. 


20  Vertrauensmänner 

20 

10 

10 

12 

16 

8  ,     . 
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Zu  Vertrauensmännern  können  nur  aktiv  Wahlberechtigte  (§  5  W.  O.) 
gewählt  werden. 

Im  Übrigen  haben  für  die  Wahl  der  Vertrauensmänner  die  Bestimmungen 
für. die  Wahlen  in  den  Kultusvorstand  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 
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XV.  Aenderungen  des  Statutes,  der  Wahlordnung,  des  Kultussteuer- 

Regulativs  und  des  Tax-  und  Gebühren-Tarifes. 

§   102. 

Aenderungen  des  Statutes  und  der  Wahlordnung  können 
vom  Kultusvorstande  nur  durch  einen  in  Gemässheit  des  §  17 
gefaßten  Beschluß  vorgenommen  werden. 

Aenderungen  des  Kultussteuer-Regulativs  und  des  Tax-  und 
Gebühren-Tarifes  erfordern  einen  Vorstandsbeschluß  in  Gemäß- 
heit des  §  15. 

Die  Beratung  und  Beschlußfassung  hat  in  öffentlicher 
Sitzung  zu  erfolgen. 

Die  geänderten  Bestimmungen  treten  erst  nach  erfolgter 
staatlicher  Genehmigung  in  Kraft. 

XVI.  Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung  und  deren  Einflußnahme 

auf  die  Angelegenheiten  der  Kultusgemeinde. 

§  103. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht 
gegenüber  der  Kultusgemeinde  und  das  Recht  der  Einflußnahme 
auf  deren  Angelegenheiten  nach  Maßgabe  der  bestehenden  ge- 
setzlichen Vorschriften  und  insbesondere  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  aus. 

XVII.  Uebergangs-Bestimmungen. 

§  104. 

Der  derzeit  fungierende  Kultusvorstand,  beziehungsweise 
das  Vertreter-Kollegium  und  das  Präsidium  leitet  die  Wahlen, 
setzt  die  Wahltermine  fest,  entscheidet  über  die  vor  der  Wahl- 
handlung rechtzeitig  eingelangten  Reklamationen  und  führt  die 
Geschäfte  bis  zur  erfolgten  Konstituierung  des  neuen  Kultusvor- 
standes, an  weichen  sohin  die  gesamten  Agenden  zu  übergeben 
sind.  Für  die  Einleitung  und  Durchführung  der  Wahlhandlung 
und  für  die  Geschäftsführung  haben  von  dem  Tage  der  bekannt- 
gegebenen behördlichen  Genehmigung  des  Statutes  die  Bestim- 
mungen desselben,  der  Wahlordnung,  des  Kultussteuer-Regulativs 
und  des  Tax-  und  Gebühren-Tarifes  nach  Möglichkeit  Anwendung 
zu  finden. 

§  105. 

Die  derzeit  geltenden  Instruktionen  für  die  Einrichtungen 
und  Anstalten  der  Gemeinde,  für  den  öffentlichen  Religionsunter- 
richt, für  die  rituellen,  gemeinnützigen  und  Humanitätsanstalten, 
für  die  Einhebung  der  Kultussteuer,  Abgaben,  Taxen  und  Ge- 
bühren bleiben  bis  zur  erfolgten  Abänderung  in  Kraft. 
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Anhang  II. 

Kultussteuer-Regulativ  der  israelitischen  Kultus- 
gemeinde in  Wien. 

§  1- 
Die  Kultussteuerträger  gliedern  sich  in  acht  Klassen,  u.  zw. 


bis  K  30.0(X) 
..     .   12.(10^ 


„11.  „       .     .       „         „       ^     .  S.OTIO- 

„     III.  ,       .     .       „  l.OOO^  „     „  5  00Ü- 

„IV.  „       .     .       ,                              600-  -  „     „  1.000— 

:,     V.  „..„„,„        SOG-  60f)-- 

„VI.  „       .     .       .         2(X)-  -,  300  — 

,     VII.  „       .     .       ,         .,                       20-  „     „  200— 

,   VIII.     „     .    .     ,      „     „    .,       if>-- 

Die  Kultussteuer  stuft  sich  in  den  einzelnen  Klassen  wie  folgt : 
In  der  I.      Klasse  von  K  1000  —  zu  K  1000  — 
„      „    II.        „  -      .    500   -    ,    ,     500 

„      „    III.        ,  ..      ..    2<X)~-    -    ,     200 

„      .    IV.       .,  50-     „    „       50 

.      „    VI.       „  ,      ,      20-     „  „       20 

„      .    VII.      „  ,  „      10-    ,  „       10-- 

Die  Steuer  in  allen  acht  Klassen  wird  den  Kontribuenten 
bemesssen. 

§2: 

Die  Bemessung  der  Kultussteuer  findet  unter  Mitwirkung 
von  Vertrauensmännern  statt. 

Die  Anzahl  der  Vertrauensmänner  beträgt  240,  von  denen 
120  von  den  wahlberechtigten  Mitgliedern  der  Kultusgemeinde 
für  4  Jahre  gewählt  und  120  von  dem  Kultusvorstande  be- 
rufen werden 

Die  Funktionsdauer  der  Berufenen  erlischt  gleichzeitig  mit 
der  der  gewählten  Vertrauensmänner. 

§3. 

Die  Bestimmungen  für  die  Wahl  der  Vertrauensmänner  sind 
in  der-Wahlordnung,  Anhang  I  des  Statutes  (§§  29  und  30) 
enthalten. 

§4. 

Die  Berufung  der  120  Vertrauensmänner  erfolgt  nach  der 
Konstituierung  des  jeweiligen  Kultusvorstandes  und  zwar  in  der 
Weise,  daß  hiervon  mindestens  die  Hälfte  aus  der  Mitte  jener 
Kultussteuerträger  berufen  werde,  die  eine  Kultussteuer  von 
K  200' —  oder  mehr  entrichten. 
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§  5. 

Scheidet  ein  gewählter  Vertrauensmann  während  seiner 
Funktionsperiode  aus,  so  tritt  der  bei  der  seinerzeitigen  Wahl  auf 
derselben  Liste  gestandene  nächstfolgende  Kandidat  an  Stelle 
des  Ausgeschiedenen  ;  scheidet  einer  der  berufenen  Vertrauens- 
männer aus,  so  kann  der  Kultusvorstand  an  dessen  Stelle  für 
die  restliche  Funktionsdauer  einen  anderen  Vertrauensmann 
berufen. 

§  6. 

Der  Kultusvorstand   bildet    nach   freiem  Ermessen  aus  den  Kultussteuer- 
Vertrauensmännern  Kultussteuer-Bezirkskollegien.  In  jedes  dieser  ^"''■'^^"'^°'" 
Kollegien  sind  Vertrauensmänner  aus  der  Klasse  der  Gewählten,       ^'B'*"- 
sowie  der  Berufenen  zu  entsenden;  auch  müssen  in  jedem  Kultus- 
steuer-Bezirkskollegium sowohl  Vertrauensmänner,   welche   ohne 
Rücksicht  auf  ihr  Domizil  gewählt  oder  berufen  wurden,  « Is  auch 
solche,    welche   in    dem    betreffenden  Bezirke,    für   welchen  das 
Kultussteuer-Bezirkskollegium    gebildet    ist,     gewählt    oder    aus 
diesem  berufen  wurden,  vertreten  sein. 

Jedes  Kollegium  besteht  aus  mindestens  8  Mitgliedern. 
Dasselbe  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Obmann,  einen  Obmann- 
Stellvertreter  und  einen  Schriftführer. 

§7. 

Die  Obmänner  der  einzelnen  Kultussteuer-Bezirkskollegien  Schätzungs- 
im  Vereine  mit  sechs  Mitgliedern,  welche  der  Kultusvorstand  aus '*""""'**'""■ 
seiner  Mitte  entsendet,  bilden  die  Schätzungs-Kominission  der 
Gemeinde,  im  Verhinderungsfälle  tritt  an  Stelle  eines  Obmannes 
der  Obmann-Stellvertreter  und  im  Verhinderungsfalle  eines  der 
vom  Kultusvorstande  entsendeten  Mitglieder  ein  vom  Kultus- 
vorstand berufener  Srellvertreter. 

§8. 

Die  Schätzungs-Kommission  besteht  aus  mindestens  12  Mit- 
gliedern. Dieselbe  wählt  aus  der  Mitte  der  Obmänner  der  Kultus- 
steuer-Bezirkskollegien einen  Präsidenten,  ferner  aus  sämtlichen 
Mitgliedern    der  Kommission    zwei    Vize-Präsidenten    und    zwei 

Schriftführer. 

§9. 

Nach    vollzogener  Konstituierung    beruft   der  Präsident  der  Wirkungs- 
Schätzungs-Kommission  die  einzelnen  Kultussteuer-Bezirkskollegien|^y'f["^^*^Jj^^_ 
zu  Sitzungen  ein,  zu  welchen  der  Präsident  der  Kultusgemeinde     ßezirks- 
eines    der    von    dem    Kultusvorstande    aus    seiner  Mitte    in    die   koliegien. 
Schätzungs-Kommission  delegierten  Mitglieder  und  einen  mit  der 
Gebarung  in  Kultussteuersachen  vertrauten  Beamten  der  Gemeinde 
entsendet. 

Dem  Vorstandsmitgliede,  sowie  dem  Gemeindebeamten  steht 
nur  beratende  Stimme  zu. 
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§  10. 

Die  Aufgabe  der  Kultussteuer-Bezirkskollegien  besteht  zu- 
nächst darin,  aus  allen  zur  Besteuerung  verzeiclmeten  Gemeinde- 
niitgliedern,  d.  i.  aus  allen  konskribierten  Glaubensgenossen  ohne 
Unterschied  des  Alters,  des  Geschlechtes  und  ohne  Rücksicht  auf 
Dispositionsfähigkeit  und  politische  Zuständigkeit  diejenigen  aus- 
zuscheiden, welche  mit  f^ücksicht  auf  ihr  zu  geringes  Einkomnun 
von  der  Leistung  einer  Kultussteuer  befreit  sein  sollen  ;  sodann 
für  jeden  einzelnen  Kultussteuerpflichtigen  unter  Bedachtnahme 
auf  die  Vermögens-,  Erwerbs-  und  Familienverhältnisse,  sowie 
unter  billiger  E3erücksichtigung  freiwilliger  Beitragsleistungen 
derselben  für  gemeinnützige  und  humanitäre  Anstalten  der  Kultus- 
gemeinde  die  Kultussteuer  zu  bemessen.  Dem  von  dem  Präsidenten 
der  Kultusgemeinde  delegierten  Mitgliede  des  Kultusvorstandes 
(§  9)  steht  das  Recht  zu,  gegen  Beschlüsse  des  Kultussteuer- 
Bezirkskollegiums  binnen  vier  Wochen  die  Berufung  an  die 
Schätzungs-Kommission  zu  erheben. 

§  11. 

Die  Beschlüsse  der  Kultussteuer-Bezirkskollegien  sind  der 
Schätzungs-Kommission  vorzulegen,  welche  nach  Entscheidung 
über  etwaige  Berufungen  der  Delegierten  des  Kultusvorstandes 
(§  10)  die  Kultussteuerpflichtigen  von  der  geschehenen  Bemessung 
schriftlich  zu  verständigen  hat. 

Die  Schätzungs-Kommission  ist  berechtigt,  aus  berück- 
sichtigenswerten  Gründen  eine  ErmälSigung  oder  den  gänzlichen 
Nachlaß  der  Immatrikulationsgebühr  Anhang  111,  Punkt  1,  des 
Statutes)  zu  bewilligen. 

§  12. 

Die  Versammlungen  sind  beschlußfähig,  wenn  mindestens 
der  dritte  Teil  der  Mitglieder  des  Kultussteuer-Bezirkskollegiums, 
beziehungsweise  der  Schätzungs-Kommission,  den  Vorsitzenden 
nicht  mitgerechnet,  anwesend  ist. 

Die  Beschlüsse  erfolgen  nach  der  absoluten  Mehrheit  der 
Stimmen.  Der  Vorsitzende  stimmt  mit.  Kommt  bei  der  Abstimmung 
über  die  Höhe  einer  Ziffer  eine  absolute  Mehrheit  nicht  zu 
Stande,  so  sind  die  Stimmen  für  die  höchste  Ziffer  zu  den 
Stimmen  für  die  nächst  hohe  Ziffer  solange  hizuzuzählen,  bis 
sich  eine  Merheit  ergibt. 

Wahlen  erfolgen  stets  durch  Stimmzettel  mit  absoluter 
Majorität,  eventuell  durch  engere  Wahl.  Der  Vorsitzende  stimmt 
mit.  Bei  der  engeren  Wahl  entscheidet  im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit das  Los. 

§  13. 

Die  Bemessungen  der  Kultussteuer  sollen  unbeschadet  des 
dem  Kultusvorstande  gemäß  §  97  des  Statutes  zustehenden 
Rechtes  in  der  Regel  für  die  nächsten  drei  Jahre  Geltung  haben. 
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Der  Kultusvorstand  ist  jedoch  berechtigt,  über  Einschreiten  eines 
Kultussteuerpflichtigen,  dessen  Verhältnisse  sich  seit  der  erfolgten 
Kultussteuerbemessung  in  ungünstiger  Weise  geändert  haben, 
die  erfolgte  Bemessung  auch  innerhalb  des  Trienniums  in  be- 
rücksichtigenswerten  Fällen  herabzumindern. 

Wenn  sich  die  Verhältnisse  eines  Steuertiägers  innerhalb 
des  Trienniums  in  wesentlich  günstiger  Weise  geändert  haben, 
kann  bezüglich  dieses  Steuerträgers  auch  innerhalb  des  Trien- 
niums eine  Erhöhung  des  bis  dahin  bestandenen  Steuersatzes 
von  der  Schätzungskoinmission  beschlossen  werden.  Diese  Er- 
höhung tritt  mit  I.Jänner  des  dem  Eintritte  der  geänderten  Ver- 
hältnisse folgenden  Jahres  in  Kraft. 

Die  Erhöhung  des  Steuersatzes  eines  Zensiten  innerhalb 
eines  Trienniums  kann  auch  dann  eintreten,  wenn  die  Verhält- 
nisse des  Zensiten  sich  seit  der  letzten  Bemessung  wohl  nicht 
gebessert  haben,  nachträglich  jedoch  solche,  schon  zur  Zeit  der 
Triennal-Einschätzung  bestandene  wesentliche  Tatsachen  bekannt 
werden,  welche  ursprünglich  eine  höhere  Besteuerung  begründet 
haben  würden.  Diese  Erhöhung  gilt  vom  1.  Jänner  des  Jahres, 
in  welchem  die  Neubemessung  erfolgt. 

Solange  dem  Kultussteuerpflichtigen  die  Kultussteuer  nicht 
neu  bemessen  wurde,  hat  derselbe  die  frühere  Steuer  zu  bezahlen. 

§  14. 

Für  die  innerhalb  des  Trienniums  in  die  Kullussteuerpfiicht 
neu  eintretenden  Gemeinde-Angehörigen  wird  von  der  Schätzungs- 
Kommission  die  Kultussteuer  bemessen.  Das  zufolge  §  7  das 
betreffende  Steuer-Bezirkskollegium  vertretende  Mitglied  der 
Schätzungs-Kommission  hat  den    bezüglichen  Antrag    zu  stellen. 

Zum  Zwecke  der  neuen  Bemessungen  hält  die  Schätzungs- 
Komission  bis  zum  Ablaufe  der  Schätzungsperiode  in  der  Regel 
von  drei  zu  drei  Monaten  eine  Sitzung  ab. 

§  15. 

Wenn  Mitglieder  der  Kultussteuer-Bezirkskollegien  oder  der  Besteuerung 

Schätzungs-Kommission  oder  ihre  Verwandten  bis  inklusive  der       de»" 

zweiten    Linie   oder   mit    ihnen    in  gleicher  Linie  Verschwägerte  Vertrauens- 
...  ...  ,   ^  °^..,.    .  .   u       j      r»  mannen  und 

oder  m  einem  näheren  Interessenverhaltnisse    stehende  "ersonennon,n,jsgions. 

an   einer  Kultussteuerbemessung    beteiligt  sind,    haben  sich  die-  mitgiieder. 

selben   während    der   betreffenden  Verhandlung  der  Funktion  zu 

enthalten  und  sich  aus  dem  Beratungszimmer  zu  entfernen. 

§  16. 
Vorstellungen  gegen  die  Kultussteuerbemessungen  sind  inner- 
halb 14  Tagen  nach  erfolgter  Verständigung  an  die  Schätzungs- 
Kommission  und  Reklamationen  gegen  deren  Erledigungen  binnen 
14  Tagen  nach  erfolgter  Verständigung  beim  Vorstand  der  Kultus- 
gemeinde, welcher  darüber  endgiltig  entscheidet,  einzubringen. 
Später  erhobene  Vorstellungen  oder  Reklamationen  sind  in  der 
Regel  nicht  zu  berücksichtigen. 
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§  17. 

JEinberufung  Spätestens  sechs  Monate  vor  Ablauf    der    dreijährigen   Be- 

y    .'**"'        niessunj^speriode  erfolgt  die  Zusammentretung  der  Kultussteuer- 
mä^^ner.     Bezirkskollegien    behtifs    Bemessung    der    Kultussteuer    für     das 
nächste  Triennium. 

Die  Kultussteuer-ßezirkskoliegien  haben  ihre  Arbeiten  zu 
einer  Zeit  zu  vollenden,  daß  die  Schätzungs-Kommission  in  der 
Lage  ist,  bis  Ende  November  des  betreffenden  Jahres  mit  ihren 
Arbeiten  fertig  zu  werden. 

§  18. 

Geheim-  Sowohl    die    Mitglieder    der    Kultussteuer-Bezirkskollegien, 

''v*"h^  Jf  als  auch  die  der  Schät/.ungs-Konimission  sind  zur  Oeheim- 
lungs.Qegen.haltung    der   Verhandlungsgegenstände    verpflichtet    und    haben 

stände,     diese  Pflicht  mit  Handschlag  anzugeloben. 

§  19. 

Das  Amt  eines  Mitgliedes  oder  Obmannes  eines  Kultussteuer- 
Bezirkskollegiums  oder  der  Schätzungs-Kommission  ist  ein 
unbesoldetes  Ehrenamt. 
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Anhang   IV. 
REGULATIV 

betreffend     die     Rechtsverhältnisse     der     türkischen     Israeliten 
(Sephardim)  in  Wien. 

1. 

Die  türkischen  Israeliten  (Sephardim)  in  Wien  bilden 
innerhalb  der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  eine  be- 
sondere, die  rechtliche  Stellung  einer  Korporation  (juristischen 
Person)  einnehmende  Vereinigung  unter  dem  Namen  ^Verband 
der  türkischen  Israeliten  (Sephardim)  zu  Wien". 

2. 
Dem    Verbände    der   türkischen  Israeliten   (Sephardim)   zu 
Wien  gehören  an : 

a)  Alle  bisherigen  Mitglieder  des  Verbandes  der  türkischen 
Israeliten  (Sephardim)  zu   Wien   und    deren    Nachkommen ; 

b)  alle  künftighin  direkt  aus  Bosnien  oder  der  Herzegowina 
nach  Wien  übersiedelnden  und  daselbst  ihren  Wt^husitz 
nehmenden  sephardischen  Israeliten. 

c)  alle  künftighin  direkt  aus  den  BalkanlänUtiii  ^d^i  allen 
derzeitigen  Provinzen  des  türkischen  Reiches  nach  Wien 
übersiedelnden  und  daselbst  ihren  Wohnsitz  nehmendtti 
sephardischen  Israeliten  ohne  Rücksicht  auf  |ihre  Staats- 
bürgerschaft ; 

d)  alle  in  Hinkunft  aus  anderen  Ländern  nach  Wien  über- 
siedelnden unddaselbst  ihren  WohnsitznehmendenSephardim, 
insoferne,  bezw.  insolange  sie  nicht  die  österreichische 
oder  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  besitzen. 


Die  Mitglieder  des  Verbandes  der  türkischen  Israeliten 
('Sephardim)  zu  Wien,  sowie  dieser  Verband  selbst,  sind  von 
der  Entrichtung  aller  irgendweich  immer  Namen  habenden,  die 
übrigen  Mitglieder  der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde 
treffenden  Kultusgemeindebeiträge  befreit,  haben  aber  auch  der 
Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  gegenüber  nicht  die  den 
sonstigen  Mitgliedern  derselben  zustehenden  Rechte :  insbesondere 
nicht  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  für  die  Wiener  Israel. 
Kultusgemeinde  und  auch  nicht  das  Recht  auf  Inanspruchnahme 
der  Benützung  der  von  der  Wiener  Kultusgemeinde  erhaltenen 
oder  subventionierten  Anstalten  und  Einrichtungen. 

Eine  Ausnahme  bilden  die  sub  7  getroffenen  speziellen 
Bestimmungen.  Der  Verband  besorgt  alle  für  seine  Kultuszwecke 
erforderlichen  Einrichtungen  selbstständig,  es  müssen  jedoch  die 
auf  die  Errichtung  und  den  Bestand  seiner  Privat-Bethäuser, 
sowie  die  Veranstaltung;  von  Zusammenkünften  zu  gottesdienst- 
lichen   oder   rituellen    Übungen    für   seine    Angehörigen    bezug- 
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habenden  Zustimmungen  des  Verbands-Vorstandes  der  Kultus- 
gemeindevorstehung  vor  erfolgter  Minausgabe  zur  Anzeige  ge- 
bracht werden. 

Das  gesamte  dem  Verbände  der  türkischen  Israeliten 
(Sephardim)  zu  Wien  gehörige,  wie  immer  Namen  habende  Ver- 
mögen, insbesondere  alle  ihre  Kultusanstalten,  Woliltiitigkeits- 
und  Schulinstitutionen,  das  Tempelgebäude,  die  Cherwa  Kadischa, 
Stiftungen,  Fonds  und  Krankenanstalten,  samt  allen  Rechten 
und  Verbindlichkeiten,  Aktiven  und  Passiven  verbleibt  dem  Ver- 
bände der  türkischen  Israeliten  (Sephardim)  zu  Wien  und  wird 
selbständig  durch  diesen  Verband  verwaltet  werden,  ohne  daß 
aus  dem  Gebahren  des  genannten  Verbandes  überhaupt  die 
Wiener  israelitische  Kultusgemeinde  oder  deren  Vorstand  irgend 
eine  Verpflichtung  oder  Haftung  treffen  wird. 

4. 

Das  nach  §24  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  BI. 
Nr.  57,  der  Kultiisgemeinde  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  hin- 
sichtlich der  Institutionen  des  Verbandes  der  türkischen  Israeliten 
(Sephardim)  zu  Wien  durch  den  von  den  Mitgliedern  dieses 
Verbandes  gewählten  Vorstand  unter  dessen  eigener  Verant- 
wortlichkeit ausgeübt. 

5. 

Der  Rabbiner  des  Verbandes  muß  die  Erfordernisse  des 
Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,   nachweisen. 

In  diesem  Falle  ist  der  Rabbiner  von  der  Wiener  Israel. 
Kultusgemeinde  als  Rabbiner  dieser  Kultusgemeinde  anzuerkennen 
und  nach  §  12  des  vorerwähnten  Gesetzes  der  Behörde  von  der 
Kultusgemeinde  anzuzeigen. 

Dieser  Rabbiner  hat  jedoch  seine  Funktionen,  insbesondere 
die  im  §  17  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57, 
bezeichneten,  abgesehen  von  dem  Fall  'einer  besonderen  Ein- 
willigung des  Vorstandes  der  Wiener  israelitischen  Kultus- 
gemeinde, nur  dann  auszuüben,  wenn  Mitglieder  des  Verbandes 
der  türkischen  Israeliten  (Sephardim)  in  Wien,  oder  Sephardims, 
welche  nicht  zur  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  gehören, 
in  Betracht  kommen.  Die  gleiche  Einschränkung  gilt  bezüglich 
der  Seelsorger  der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde,  falls 
es  sich  um  Angehörige  des  „Verbandes"  handelt. 

Handelt  es  sich  um  die  Trauung  von  Brautleuten,  von 
welchen  nur  der  eine  Teil  dem  Verbände  der  türkischen  Israeliten 
(Sephardim)  zu  Wien  gehört,  haben  die  Brautleute  das  Recht 
der  Wahl,  die  Trauung  von  dem  Rabbiner  der  Kultusgemeinde  oder 
von  dem  Rabbiner  des  genannten  Verbandes  vornehmen  zu  lassen. 

Die  Bestellung  des  türkisch-israelitischen  Rabbiners  als 
Gemeinderabbiner  der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde 
erfolgt  mit  den  obbezeichneten  Einschränkungen  und  es  hat 
sonach  dieser  Rabbiner  vor  seiner  Anstellung  einen  besonderen 
Revers  über  die  Einhaltung  seiner  Funktionen  auszustellen. 
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Eine  jenen  Einschränkungen  zuwider  vorgenommene  Funktion 
im  Sinne  des  §  17  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G  Bl. 
Nr.  57,  bleibt  zwar  rechtwirksam,  es  ist  jedoch  von  dem  Vor- 
stande der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  gegen  den 
Rabbiner  nach  Anhörung  des  Vorstandes  des  türkisch-sephar- 
dischen  Verbandes  im  Diziplinarwege  vorzugehen  und  kann  die 
Suspension,  bei  Wiederholung  eventuell  die  Amtsentsetzung  ver- 
hängt werden. 

Eine  gleiche  Diziplinarbehandlung  hat  auch  in  jenen 
Fällen  einzutreten,  in  welchen  nach  dem  Statute  der  Wiener 
israelitischen  Kultusgemeinde  jeder  Gemeinderabbiner  einer  solchen 
unterworfen  wäre. 

Die  Pflicht  zur  Besoldung  des  Rabbinners  des  Verbandes 
der  türkisch-israelitischen  Sephardim  in  Wien  trifft,  wenn  auch 
dieser  Rabbiner  in  Gemäßheit  der  obigen  Bestimmungen  als 
Rabbiner  der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  anerkannt 
wird,  ausschließlich  nur  den  genannten  Verband. 

6. 

Die  Matrikenführung  für  die  Mitglieder  des  Verbandes  der 
türkischen  Israeliten  (Sephardim)  in  Wien  erfolgt  durch  die 
Organe  dieses  Verbandes. 

Diese  Organe  werden  über  Vorschlag  des  Verbandes  von 
der  kompetenten  Staatsbehörde  bestellt  und  beeidet. 

Der  Vorschlag  des  Verbandes  erfolgt  im  Wege  der  Wiener 
israelitischen  Kultusgemeinde. 

Bei  Ausfertigungen  ist  zu  zeichnen :  „Für  die  Matriken- 
führung  im  Sprengel  der  israelilisciien  Kultusgemeinde  Wien ; 
der  Matrikenführer  der  türkischen  Israeliten  (Sephardim)  zu  Wien*. 

Die  Matrikenduplikate  sind  im  Wege  der  Wiener  Israel. 
Kultusgemeinde  vorzulegen. 

7. 

Bei  Inanspruchnahme  der  Funktionäre  und  Angestellten 
der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  sind  die  für  die  Mit- 
glieder der  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  festgesetzten 
Taxen  und  Gebühren  zu  entrichten. 

8. 

Zum  Zwecke  der  Evidenzhaltung  sind  die  Mitglieder  des 
Verbandes  der  türkischen  Israeliten  (Sephardim)  zu  Wien  der 
Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde  bekanntzugeben.  Desgleichen 
sind  Veränderungen  im  Stand  derselben  halbjährig  mitzuteilen. 

Weiters  haben  der  Vorstand  der  Wiener  israelitischen 
Kultusgemeinde  und  der  Vorstand  des  Verbandes  der  türkischen 
Israeliten  (Sephardim)  zu  Wien  sich  jeweils  gegenseitig  die 
Namen  der  dem  Vorstande  angehörigen  Mitglieder  bekanntzugeben. 

9. 
Jede  etwaige  Gebührenzahlung,  welche  aus  dem  geänderten 
Verhältnisse    des    türkisch-israelitischen    Verbandes  zur    Wiener 
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israelitischen  Kultusgemeinde  resultieren  könnte,  trifft  nur  diesen 
Verband  allein  und  nicht  die  Wiener  israelitischen  Kultusgemeinde. 

10. 

Auf  Grundlage  dieses  Regulativs  hat  der  Verband  der 
türkischen  Israeliten  (Sephardim)  zu  Wien  ein  Statut  zu  verfassen 
und  dasselbe  im  Wege  der  israelitischen  Kultusgemeinde  in 
Wien  zur  behördlichen  Genehmigung  vorzulegen. 


Genehmigungs-Klauseln : 

Z.  B7.008. 


Winl  gemäß  §  2'J  den  «lesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  bl, 
beziehung.4W<)ise  auf  Grund  der  mit  dorn  Erlasse  des  hohea  k.  k.  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  vom  25.  April  1896,  Z  9242,  erteilten  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  am  15.  Juli  1896. 

Der  k.  k.  Statthalter: 

L  S.  Kittlmansegg  m    p. 

Z.  45.691. 


Die  Abänderung  de«  §  102* i  dieses  Statutes  wurde  gemäß  §  29  des 
Gesetzes  vom  21.  März  1890,  R.  O.  Bl.  Nr.  57,  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Mini- 
Hteriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  24.  April  1899,  Z.  11.117,  genehmigt- 

W  i  e  n,  am  26.  Mai  1899. 

Der  k.  k.  Statthalter : 

L.  S.  Kielmansegg  m.  p. 


Z.  107.922 

Die  Abänderung  des  Tarifes  für  Abgaben,  Taxen  und  Gebühren 
'  Anhapg  III  des  Statutes)  wurde  gemäß  §  23  des  Gesetzes  vom  21.  März 
lb90,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus 
uud  Unterricht,  vom  26.  November  1899,  Z.  2S.160,  genehmigt. 

Wien,  ara  23.  Dezember  1899. 

Der  k.  k.  Statthalter; 

i^-  S.  Kielmansegg  m.  p. 


*)  J.tzt  g  §«. 
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Z.  88.820. 

Die  vom  Vorstande  der  iiiraelitischen  Kultusgemeiade  iu  Wien,  in 
der  Sitzung  vom  6.  Juni  1900  beschlossenen  Aeuderungen  des  Kultus- 
gemeindestatutes  wurden  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  für 
Kultus  und  Uiiterdcht  vom  17.  September  1900,  Z.  25.086,  genehmigt. 

Wien,  am  6.  Oktober  1900. 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 

L.  S.  Bienerth  m.  p. 

Z    44.156. 

Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kultusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzung  vom  17.  März  1901  beschlossenen  Aenderung  des  Kultusgemeiude- 
Statuts  wurden  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  fOr  Kultus  und 
Unterricht  vom  27.  April  1901,  Z.  11.957,  genehmigt. 

Wien,  5.  Juni  VM\. 

Für  den  k.  k.  Statthaltt- r  : 

^^  s  Hanisch  m.  p. 


Z.  103.466. 


Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kultusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzung  vom  8.  Mai  1902  statuteumässig  beschlossene  Aenderung  des 
Kultusgemeinderitatuts  bezw.  Ergänzung  des  Tax-  und  GebQhrentarifs  in 
Betrert'  der  Einhebung  von  Schüchtergebühren  wurden  mit  Erlass  des  k.  k. 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  17.  September  1902.  Z.  26.042 
genehmigt. 

\\'    ,  ..  ,1      .11,.     M      (  »L:i..l>..,-     IMn' 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 

^-  ^  Bienerth  m.  p. 


Z.  III— 1284'7. 


Die  vom  Vorstände  der  iäraelitischen  Kultusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzung  vom  16.  Februar  1908  statutenmäßig  beschlossene  Aenderung  des 
Kultusgemeinde-Statutes  in  dem  Punkte  I  des  Tarit'es  für  Abgaben, 
Taxen  und  Gebühren  wurde  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministerium  t'ür 
Kultus  und  Unterricht  vom  10.  Mai  1909.  Z.  49720  ex  1908  genehmigt. 

Wien,  13.  Mai  1909. 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 
L  S.  Wagner  m.  p. 


44 

Z.  m- 1670/2. 

Die  vom  Voratandd  <ler  iHiaelitiscliüu  Kiillungeme  nde  Wien  in  >1«t 
Sitzung  vom  24.  Juni  lfX)8  Btatutenmäßig  he«cliloH.s«}iie  Aende  ung  de»  §  8H 
dea  Kultusgemeinde-StutuleH  wurde  mit  dem  KrluH^e  dr-8  k.  k.  MiniHteiiumM 
für  Kultus  und  Unterricht  vom  6.  Mai    1'">*'     7     'T^'M   -x  1006,  genehmigt, 

Wien,  am  13.  Mai  1009. 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 
L.  S.  Wagner  m.  \>. 


Z.  111-1700/19. 

Dil;  vom  Vorstände  der  israelitiHchen  Kultusgemeindo  Wien  in  der 
Sitzung  vom  3.  Juni  19U9  beschlonsem;  Aenderung  den  §  8fi  des  Kultnu- 
gemeinde-Statutes,  sowie  das  von  diesem  Vorstände  unter  Zugrundelegung 
de:!  im  Protokolle  j(om  11.  bezw.  12.  Juni  1909  zwischen  den  Vertretern 
der  genannten  Kultusgemeinde  und  jenen  des  Verbandes  der  tQrkisch- 
sephardischen  Israeliten  in  Wien  zustandegekommenen  Uebereinkommen» 
in  der  Sitzung  vom  17.  Juni  1909  als  Anhang  IV  des  Kultusgemeinde- 
Statutes  besühlos.sene  Regulativ  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der 
tUrkisch-sephardischen  Isiaeliten  in  Wien  wurde  mit  dem  Erlasse  des 
k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  13.  April  1911,  Z.  35511 
GX  1909,  genehmigt. 

Wien,  am  C  September  1911. 

Für  den  k.  k.  Stalthalter: 
L.  S.  Keller  m.  p. 


Z.  m-2977/6. 

Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kultusgemeinde  in  W^ien  in 
der  Sitzung  vom  6.  Februar  1912  beschlosseneu  Aenderungen  des  §  78  des 
Kultusgemeinde-Statutes,  betreibend  die  Erhaltung  «ier  Bethäuser  der 
Kultusgemeinde  und  der  §§  2,  3  und  4  d<'s  Kultussteuer-Regulativs,  be- 
treuend die  Mitwirkung  von  Vertrauensmännern  bei  Bemessung  der  Kultus- 
steuer, sowie  die  von  diesem  Vorstände  in  der  Sitzung  vom  21.  April  19)2 
beschlossene  Aenderung  des  §  2  der  Wahlordnung  betreffend  die  Aus- 
schließung vom  aktiven  Wahlrechte  werden  auf  Grund  des  Erlasses  des 
k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  22.  August  1912,  Z.  2756 
und  im  Namen  dieses  Ministeriums  genehmigt. 

Wien,  am  20.  September  1912, 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 
T    g  Lamezan  m.  p. 
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Z.  111-588/14. 


Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kiiltusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzunp  vom  26.  Jänner  1913  beschlossene  Ergän/uu'.;  des  Kultuggenieinde- 
Statutes  durch  Aufnahme  einer  neuen  Bestimmung  über  die  Versorgungs- 
genüsse  der  Angestellten  der  Kultusgemeinde  in  das  Statut  aU  4;  66  wurde 
mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterriebt  vom 
10,  März  11)13  genehmigt. 

Wien,  am   14.   Ffil)riiar  H*I4. 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 
Wagner  m.  p. 


Z.  III— 688/18. 

Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kultusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzung  vom  13.  Dezember  1913  beschlossenen  Aenderung  des  §  97  des 
KiilLU'genteinde.statuteb  und  der  §§  1,  11  und  13  des  Kultussteuer-Regulativ« 
wurden  mit  dem  Erlasse  des  Mini-teriums  fOr  Kultus  und  Unterricht  vom 
17.  Juli  1914,  Z.  20  449  genehmigt. 

Wien.  20.  September   1914. 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 
KhOU  m.  p. 

Li.     O. 


Z.  III-3528/23. 

Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kultusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzung  vom  18.  Oktober  1914  beschlossenen  Ergänzung  des  Kultusge^ 
meinde-Statutes,  bezw.  der  den  Anhang  1  desselben  bildenden  Wahlordnung 
durch  Einschaltung  eines  neuen  §  18  Über  den  Wahlaufschub  wurde  —  mit 
einer  vom  Kultusgemeindevorstande  zur  Kenntnis  genommenen  Aenderung 
—  durch  den  Erlaß  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
4.  November  1914,  Z.  47241,  genehmigt. 

Wien,  1.  Dezember  1914. 

Für  den  k.  k.  Statthalter! 

Khoss  m.  p. 

Lt.  S. 
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Z.  III-1284/7. 

Die  vom  Vorstands    der  israelitischeii  Kul*  "      •:    in  der 

Sitzung  vom  16.  Februar  IIXjH  statuteiiiuHSHig  he  •  ung  de« 

KultuHgemoiudestatute»  in  dem  PunkteUX  des  Tariics  tUr  Abgaben,  Taxen 
und  Gebühren  wurde  mit  dem  Erlasne  de«  k.  k.  Ministerium«»  für  Kultu« 
und  Unterricht  vom  10.  Mai  l'JOO,  Z.  4Ü720  ex  l'JOS.  genehmigt. 

Wien,  J3.  Mai  U»0'J. 

Für  den  k.  k.  Stalthalter  : 

^''-  ^'  Wagner  m.  p. 

Z.  III- 1670/2. 


Die  vom  Vor.stande  der     israeliiinclieii  K'ilttiageineinde  Wien  in  der 

Sitzung  vom  24.  Juni  l'J08  staiuteumäQig  bobctilosüene  Aenderung  des  §  88 

de»  Kultusgemeinde-Statuteei  wurde  mit  dem  Erlasse  de»  k.  k.  Ministeriums 

für  Kultus  und  Unterricht  vom    6    Mai  1909,  Z.  'n804  ex  1908  genehmigt. 

Wien,  am  13.  Mai  l'JÜO. 

Für  don  k,  Ic.  Staathalter : 

^-  ^'  Wagner  m    p. 

Z,  111-1700/19. 

Die  vom  Vorstande  der  i»raeliti8chen  Kiiltusgemeinde  Wien  in  der 
Sitzung  vom  8.  Juni  1909  beschlossenen  Aenderung  de»  §  86  des  Kultus- 
gemeindestatutes, sowie  das  von  diesem  Vorstande  unter  Zugrundelegung 
des  im  Protokolle  vom  11.  bezw.  12.  Juni  1909  zwischen  den  Vertretern 
der  genannten  Kultnsgemeinde  und  jenen  de.s  Verbandes  der  türkisch- 
sepliardischen  Israelileu  in  Wien  zustandegekonimfnen  Uebereinkommens 
in  der  Sitzung  voiii}17.  Juni  l'JG9  als  Anhang IV  des  Ki  Itnsgemeindesiatutes 
beschlossene  Regulativ  betrefiend  dieHechtsverhältnisse  der  türkisch-sepbar- 
diöchen  Israeliten  in  Wien  wurde  mit  dem  Erla8^e  des  k.  k.  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  vom  13.  April  1911,  Z.  3ö511^ex  1909  genehmigt. 

W  i  e  n,  am  G.  September  1911. 

Für  den  k.  k.  Statthalter: 

^  ^-  Keller  m.  p. 

Z.  lila  -50/7. 

Die  vom  Vorstande  der  israelitischen  Kultusgemeinde  Wien  in 
seinen  Sitzungen  vom  13.  III.,  26.  UI.,  3.  IV.,  10.  IV.,  19.  V.  und  26.  V.  1919 
beschlossenen  Aenderungen  der  §§  5,  6,  7,  8,  20,  97,  9S  und  99  des  Kultus- 
gemeindestatutes, sowie  des  Anhanges  I  (Wahlordnung»  und  der  §§  1,  2, 
3,  4  und  5  des  Anhanges  II  (Kultussteuer-Regulativ/  wurden  mit  dem  Er- 
lasse des  Staatsamtes  für  Inneres  und  Unterricht,  Kultusamt  vom  2.  IV. 
1920,  Z.  21543.  Abt.  III  anno  1919  unter  Voraussetzung  einiger  nachträglich 
durcligeführter  Abiinderungen  auf  Grund  des  §  29  des  Gesetzes  vom 
21.  März  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  57  und  des  §  3  lit.  d  der  Min. -V dg.  vom 
18.  März  1897,  R.  G.  Bl.  Nr.  96,  genehmigt. 

Wien,  am  26.  Mai  1920. 

Von  der  d.-ö.  Landesregierung; 

L.  s.  '  Stelner  m.  p. 
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